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Aller Abrüstungsrhetorik zum Trotz: Die 450 US-Interkontinentalraketen bleiben für Jahrzehnte einsatzbereit. Auf dem Bild:
Minuteman III in einem Silo in Süd Dakota (Foto Spencer, Wikimedia Commons).
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Barack Obama und die Zukunft der Atomwaffen

Drei Schritte vor und
mindestens zwei zurück
Die Überprüfungskonferenz des Atomwaffensperrvertrages erhält kein starkes
positives Abrüstungssignal. Weder durch den NPR, noch durch den neuen
START-Vertrag und auch nicht seitens der NATO. Mangelnder Fortschritt bei der
Abrüstung bedeutet aber wohl auch mangelnden Fortschritt bei der Verhinde-
rung von Weiterverbreitung. Kein gutes Omen für New York.

Von Otfried Nassauer

Für Barack Obama stand die erste
Hälfte des Aprils ganz im Zeichen des
Atoms. Ein Jahr nach seiner Prager
Rede, in der sich der US-Präsident die
Vision einer Welt ohne atomare Waf-
fen zu Eigen gemacht hatte, wollte
Obama demonstrieren, dass er seinen
Worten auch Taten folgen lässt. Un-
mittelbar nach Ostern legte er den lan-
ge erwarteten «Nuclear Posture Re-
view 2010» vor, eine Blaupause sei-
ner Nuklearpolitik für die kommen-
den Jahre. Nur zwei Tage später unter-
zeichnete Obama ein «Neues START-
Abkommen» und einigte sich mit
Russland auf neue Obergrenzen für
strategisch-nukleare Waffen. Kurz
darauf folgte auf Einladung Obamas
ein «Nuklearer Sicherheitsgipfel», an
dem 47 Staats- und Regierungschefs
teilnahmen und sich zu verbesserten
Sicherheitsmassnahmen für nukleare
Materialien verpflichteten. Ein Feuer-
werk der Ereignisse, das eine genau-
ere Betrachtung verdient.

Deklaratorische Nuklear-
politik – Atomare Rhetorik
Die gute Nachricht zuerst: Der Nucle-
ar Posture Review (NPR) nimmt das
Ziel einer nuklearwaffenfreien Welt
explizit auf und stellt zudem fest, dass
es «im Interesse der USA und aller

anderen Nationen» liege, wenn der
«fast 65 Jahre andauernde Rekord,
Nuklearwaffen nicht einzusetzen, auf
ewige Zeiten ausgedehnt werden»
könne. Solche Töne waren in der Ge-
schichte der US-Nuklearpolitik selten
zu hören und in der Zeit von George
W. Bush ganz sicher gar nicht. Die
«fundamentale Aufgabe und Rolle»
nuklearer Waffen ist es jetzt, «einen
nuklearen Angriff auf die USA, ihre
Alliierten und Partner abzuschre-
cken». Ziel sei es, die Rolle nuklearer
Waffen weiter zu reduzieren, so dass
die Abschreckung eines Nuklearan-
griffs künftig die «einzige Aufgabe»
nuklearer Waffen werde. Vorerst aber
müsse an der Option eines Nuklear-
waffeneinsatzes noch festgehalten
werden, um «unter extremen Umstän-
den die vitalen Interessen der USA,
ihrer Verbündeten und Partner zu ver-
teidigen.»

Auch die «Negative Sicherheitsga-
rantie» für die nichtnuklearen Mit-
glieder des Atomwaffensperrvertrags
wird im NPR neu gefasst und klarer
formuliert: Die «Vereinigten Staaten
werden Staaten, die nicht-nukleare
Mitglieder des Nichtverbreitungs-
vertrages sind und ihre nuklearen
Nichtverbreitungsverpflichtungen er-
füllen, nicht mit dem Einsatz nuklea-
rer Waffen drohen oder Nuklearwaf-
fen gegen Staaten einsetzen.» Die Ga-

rantie gilt explizit auch dann, wenn ei-
ner dieser Staaten biologische oder
chemische Waffen einsetzen sollte.
Rechnen müssen mit der nuklearen
Drohung Washingtons künftig also
nur noch Nuklearmächte und Staaten,
die ihre Verpflichtungen aus dem
NVV nicht einhalten. Im Klartext:
Nordkorea und der Iran. Dass Was-
hington sich gegen diese Staaten auch
die Möglichkeit offen hält, auf einen
Chemiewaffensatz mit einem Nukle-
arwaffeneinsatz zu antworten, ist ei-
ner der wenigen indirekten Hinweise
darauf, dass die USA auch künftig
nicht auf die Möglichkeit verzichten,
Nuklearwaffen als erste einzusetzen.

Der NPR beschreibt die Gefahr,
dass Terroristen an das Material für
eine Nuklearwaffe gelangen oder gar
eine Nuklearwaffe einsetzen könnten,
als die grösste Bedrohung der Gegen-
wart. Als zweite grosse Bedrohung
wird die weitere Verbreitung atomarer
Waffen an zusätzliche Staaten be-
trachtet. Erst an dritter Stelle steht die
Wahrung der «strategischen Stabili-
tät» im Blick auf die anderen Nuklear-
mächte, vor allem Russland und Chi-
na. Die Wiederbelebung und Stärkung
des Nichtverbreitungsregimes wird
deshalb zur ersten Priorität in der
Nuklearpolitik Obamas erklärt. Auch
das geschieht zum ersten Mal in ei-
nem Dokument zur strategischen
Nuklearpolitik der USA.

Diese deutlichen Änderungen fin-
den allerdings auf der Ebene der
deklaratorischen Politik statt und ha-
ben auch den ein oder anderen gefähr-
lichen Haken. Wer entscheidet zum

Beispiel, ob ein Staat seine Nicht-
verbreitungsverpflichtungen einhält?
Der US-Präsident oder die Vereinten
Nationen? Auf Basis von nachprüfba-
ren Beweisen oder aufgrund geheim-
dienstlicher Hinweise? Zudem müs-
sen Obamas politische Vorgaben erst
noch ihren Niederschlag in Strategie-
dokumenten, Ziel- und Operations-
plänen des US-Militärs finden. Das
kann etliche Jahre dauern und bis
dahin gelten die Vorschriften aus der
Zeit George W. Bushs. Eine Um-
setzungsgarantie für die neue Grund-
ausrichtung gibt es also nicht.

Faktische Nuklearpolitik –
Der neue START-Vertrag
Dass solche Befürchtungen nicht un-
berechtigt sind, verdeutlichen die
Aussagen des NPR zur Zukunft der
Nuklearstreitkräfte und die Ergebnis-
se der START-Verhandlungen. Für
beide war offensichtlich der Blick auf
die Nuklearpotentiale der anderen
Nuklearwaffenstaaten massgeblich,
nicht aber die geänderte Prioritäten-
setzung der deklaratorischen Nuklear-
politik Obamas.

Der neue START-Vertrag begrenzt
die Zahl strategisch-nuklearer Träger-
systeme beider Vertragsparteien auf je
800 Systeme, von denen 700 aktiv
sein dürfen, und die Zahl der an-
rechenbar stationierten Sprengköpfe
auf je 1 550. Washington und Moskau
heben hervor, dass damit die Zahl der

Trägersysteme im Vergleich zum aus-
gelaufenen START-Vertrag um mehr
als die Hälfte reduziert wird und die
Zahl der Sprengköpfe um 74%. Im
Vergleich zum Moskauer SORT-Ver-
trag von 2002 ergebe sich ein Minus
von 30%. Was wie eine substantielle
neue Abrüstungsverpflichtung aus-
sieht, erfordert faktisch jedoch nur
sehr kleine Abrüstungsschritte. Das
liegt zum einen daran, dass beide Sei-
ten schon heute weit unter den alten
START-Grenzen liegen und zum an-
deren daran, dass veränderte Zählre-
geln bei den Langstreckenbombern zu
künstlich kleingerechneten Spreng-
kopfzahlen führen. Langstrek-
kenbomber mit Marschflugkörpern
zählen künftig nur noch als eine stati-
onierte Nuklearwaffe, bislang zählten
sie als zehn. Faktisch können sie sogar
bis zu 20 Atomwaffen tragen. Im Er-
gebnis dürfen beide Parteien einige
Hundert Waffen mehr stationieren als
die offiziell vereinbarten 1 550. Wie
schon START und SORT, so macht
auch der neue Vertrag den Parteien
keine Vorschriften, wie viele nicht-
stationierte Sprengköpfe sie in Reser-
ve halten dürfen, die reaktiviert wer-
den könnten oder noch nicht
delaboriert wurden. Heute besitzen
Moskau und Washington  zusammen
etwa 4 800 stationierte Nuklearwaf-
fen, insgesamt aber noch rund 22 000
nukleare Sprengköpfe. Auch bei den

Kriege statt

Nachdem eine Mehrheit der Schweizer Stimmbürgerinnen und Stimm-
bürger mit ihrer Zustimmung zum Minarettverbot das Signal gegeben
hat, diskutiert halb Europa über ein Burkaverbot. Von London bis Rom
füllen sich die Zeitungsspalten mit Stories über radikale Moslems und
deren ausbleibende Integration in die europäische Kultur. Klar ist uns
die islamische Kultur weitgehend fremd, aber Angst davor schüren
hauptsächlich die Medien mit ihren reisserischen Schlagzeilen. Dabei
wird eine wesentliche Frage konsequent ausgeklammert:

Integrationsforderungen hier und Kriegsführung dort, wie soll das
funktionieren?

Die USA und die Nato stehen seit Jahrzehnten im Krieg gegen isla-
mische Staaten. Mit den Terror-Anschlägen vom 11. September legiti-
mierten sie die Kriege im Irak und in Afghanistan. USA und NATO
tragen die Schuld am Tod von weit über einer Million Muslime innert
der letzten 10 Jahre. Nach wie vor angedroht, geplant und vorbereitet
ist ein Krieg gegen den Iran.

Lediglich die Staaten, die parieren, werden verschont. Im (Nicht-
schurkenstaat) Saudi-Arabien finden die schlimmsten Exzesse gegen
die Menschenrechte statt, werden aber kaum beachtet. Dort allerdings
durfte die USA ihre militärische Hauptbasis für den Krieg gegen den
Irak einrichten.

Sehen so die zivilisierten, westlichen Werte aus? Ja! Schliesslich geht
es um Dollar und Öl und nicht um Mohammad oder Christus.

Echte zivilisierte Werte schaffend fordern wir:
USA und NATO raus aus Irak und Afghanistan! Hände weg vom

Iran! Kriegsverbot statt Burkaverbot!

Liebe Leserin, lieber Leser
Dieser Ausgabe liegt ein Einzahlungsschein bei. Bitte unterstützen

Sie unseren Kampf für einen gerechten Frieden. Vielen Dank.
Schweizerische Friedensbewegung SFB, 4001 Basel, PostFinance

Konto  40-1627-7
Ruedi Moser, Sekretär SFB

Burkas verbieten
i
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Trägersystemen ergibt sich ein enttäu-
schendes Bild: Die USA müssen nur
einige Dutzend ausmustern, Russland
dürfte sogar noch kräftig aufrüsten,
wenn es sich das leisten könnte. Es hat
nur noch 566 stationierte Träger-
systeme.

Faktische Nuklearpolitik –
Die Modernisierung des
Waffenpotentials
Die Aussagen des NPR zur Zukunft
der US-Nuklearstreitkräfte spiegeln
Obamas Vision einer atomwaffen-
freien Welt kaum. Der NPR befürwor-
tet eine umfassende  Modernisierung
der nuklearen Sprengköpfe.

Die USA werden auch an der Triade
ihrer nuklearen Trägersysteme, also
an Interkontinentalraketen, seege-
stützten Langstreckenraketen und
Langstreckenbombern, festhalten.
Hier soll sich nur wenig verändern.
Alle 450 Interkontinentalraketen sol-
len künftig nur noch einen Spreng-
kopf tragen. Ob in Zukunft deren Zahl
verringert wird, ob weitere Langst-
reckenbomber ausschliesslich kon-
ventionelle Aufgaben erfüllen sollen
und ob zwei weitere Raketen-U-Boote
ausser Dienst gestellt werden, das
wird erst im Zusammenhang mit der
Aufstellung des Verteidigungshaus-
halts 2012 entschieden. Zuvor soll
geklärt werden, mit welchen konven-
tionellen Langstreckenträgern die
US-Streitkräfte künftig das Konzept
der Prompt Global Strikes umsetzen
wollen.

Die wesentlichen Modernisierungs-
vorhaben für die Trägersysteme wer-
den deshalb weitergeführt. Die 450
Interkontinentalraketen vom Typ
Minuteman 3 sollen weitere Jahrzehn-
te einsatzbereit bleiben. «Praktisch je-
des Inch» der Rakete werde deshalb
modernisiert und ein Teil der Raketen
erhalte zudem modernere Wiederein-
trittsflugkörper aus MX-Raketen, er-
läuterte Generalleutnant Frank G.
Klotz dem Senat. Die Trident-Rake-
ten der U-Boote sollen modernisiert
bis 2042 im Dienst bleiben. Alle
Bombertypen werden technisch aktu-
alisiert, und Vorarbeiten für völlig
neue Trägersysteme werden vorange-
trieben. Dazu gehören ein neuer weit-
reichender Marschflugkörper und ers-
te Konzepte für einen neuen Bomber.
Die Konzeption eines neuen Raketen-
U-Boots ist bereits angelaufen. Der
Bau soll 2019 beginnen und eine «un-
unterbrochene strategische Abschre-
ckung in die 2080er Jahre» sicherstel-
len, so Stephen Johnson, der zuständi-
ge Admiral.

Obama unter
innenpolitischem Druck
Diese Entscheidungen stehen in deut-
lichem Kontrast zu den Äusserungen
im politisch-deklaratorischen Teil des
NPR. Sie signalisieren, dass die Verei-
nigten Staaten auch bis weit in die
zweite Hälfte dieses Jahrhunderts
über modernste Nuklearstreitkräfte
verfügen wollen und vermitteln den
Eindruck, als sei die Vision einer
atomwaffenfreien Welt eine Vision für
das 22. Jahrhundert.

Innenpolitische Notwendigkeiten
dürften wesentlich dazu beigetragen
haben, dass sich im Nuklearwaffen-
potential der USA nur wenig ändert.
Zum einen machte der Kongress
Obama bereits im Haushaltsgesetz
2010 enge Vorgaben für die START-
Verhandlungen, zum anderen braucht
der Präsident für die Ratifizierung des
neuen START-Vertrages mindestens
acht Stimmen der Republikaner im
Senat. Dass er sie bekommt, ist nicht
gesichert – trotz der gravierenden Zu-
geständnisse, die Obama mit START
und dem NPR gemacht hat. Auf dem
Weg zu einer nuklearwaffenfreien
Welt sind ihm eher drei Schritte vor
und mindestens zwei zurück gelungen
– ein Ergebnis, dass letztlich deutlich
an seiner Glaubwürdigkeit zehren
wird.

Auswirkungen auf Europa
Madeleine Albright, unter US-Präsi-
dent Bill Clinton Aussenministerin
und heute Vorsitzende der Experten-
gruppe für das neue strategische Kon-
zept der NATO, wird in Kürze Anders
Fogh Rassmussen, dem Generalsekre-
tär der Allianz, einen Bericht mit
Empfehlungen für die künftige
NATO-Strategie überreichen. Die
Empfehlung, auf die letzten in Europa
stationierten Nuklearwaffen zu ver-
zichten, wird in ihrem Bericht nicht
enthalten sein.

Albright wird dem Vernehmen nach
vorschlagen, diese Waffen vorläufig
in Europa zu belassen. Sie sollen zum
Gegenstand von Gesprächen mit
Russland über weitere nukleare Ab-
rüstungsschritte gemacht werden.
Hillary Clinton, die Aussenministerin
der USA, argumentiert auf der glei-
chen Linie: «Bei allen künftigen Re-
duzierungen sollte es unser Ziel sein,
(...) die nicht-strategischen Nuklear-
waffen in die nächste Runde ameri-
kanisch-russischer Abrüstungsdiskus-
sionen einzubeziehen, zusammen mit
den nicht-stationierten strategischen
Nuklearwaffen», erklärte Clinton den
NATO-Aussenministern in Tallin am
22. April. Diese Sichtweise findet
sich auch im neuen NPR.

Der NPR sieht dagegen auch eine
Modernisierung der sub-strategischen
Nuklearwaffen vor. Begründet wird
auch dieses Vorhaben mit Barack
Obamas Prager Rede: «So lange es
diese Waffen gibt, werden die Verei-
nigten Staaten ein sicheres und wirk-
sames Arsenal zur Abschreckung po-
tenzieller Feinde aufrechterhalten und
die Verteidigung ihrer Verbündeten
garantieren.» Oder in Aussenmini-
sterin Clintons Worten beim NATO-
Treffen in Tallin: «Solange Nuklear-
waffen existieren, wird die NATO
eine nukleare Allianz  bleiben.»

Vorgesehen ist eine Modernisie-
rung der beiden wesentlichen Kompo-
nenten: Für die nuklearfähigen F-16
und F-15E-Jagdbomber der US-Luft-
waffe soll ein Nachfolger entwickelt
werden, eine doppelt verwendbare
Version des Joint Strike Fighters
(JSF). Die in fünf europäischen Län-
dern, darunter in Deutschland gela-
gerten US-Atombomben der Versio-
nen B-61-3 und B-61-4 sollen gründ-
lich modernisiert werden. Fast 2 Mil-
liarden US-Dollar sind derzeit für die
Haushaltsjahre 2011–2015 für eine
Machbarkeitsstudie und den Einstieg
in die Entwicklung der neuen Version
eingestellt. Weitere Milliarden müs-
sen in den Jahren danach fliessen,
denn erst ab 2018 kann die neue Bom-
be als Bewaffnung für Jagdbomber
und Langstreckenbomber hergestellt
werden. Mit ihr würde der bisher be-

stehende Unterschied zwischen takti-
schen und strategischen Versionen der
B-61-hinfällig.

Die als Lebensdauerverlängerung
bezeichnete Massnahme ist jedoch
weit mehr als der Name verrät. Vorge-
sehen ist eine Modernisierung der
meisten nicht-nuklearen Komponen-
ten. Nach gesonderter Autorisierung
durch den US-Präsidenten ist auch
eine Überarbeitung der nuklearen
Komponenten, des sogenannten «phy-
sics package» möglich, vorausgesetzt,
dass dadurch entweder die Sicherheit
oder die Funktionssicherheit gestei-
gert bzw. die Notwendigkeit nuklea-
ren Testens verringert werden kann.
Unterschiede zu den Plänen für eine
neue Generation verlässlicher Ersatz-
sprengköpfe (RRWs), die Verteidi-
gungsminister Robert Gates und der
Chef der zuständigen NNSA, Thomas
d’Agostino unter George W. Bush ver-
folgten, sind kaum auszumachen.
Barack Obamas Vorgabe, keine neuen
Nuklearwaffen, keine Nuklearwaffen
mit neuen Fähigkeiten und keine
Atomwaffen für neue Aufgaben zu
entwickeln steht mit diesem Vorhaben
auf dem Prüfstand.

Nuklearschirm
Mit diesen Entscheidungen werde si-
chergestellt, dass «die USA die Fähig-
keit beibehalten, Nuklearwaffen in
Erfüllung ihrer Bündnisverpflichtun-
gen vorgeschoben zu stationieren»,
hält der NPR fest. Diese «nimmt die
Ergebnisse künftiger Entscheidungen
in der NATO über die Notwendigkeit
der nuklearen Abschreckung und der
nuklearen Teilhabe nicht vorweg»,
sondern halte «alle Optionen offen».
Washington stelle seinen Alliierten ei-
nen «glaubwürdigen US-Nuklear-
schirm» bereit, der aus den «strategi-
schen Kräften der Triade, vorgescho-
ben-stationierten Nuklearwaffen in
Schlüsselregionen und Nuklearwaf-
fen in den USA besteht, die schnell
vorgeschoben stationiert werden kön-
nen». Auch wenn die Gefahr eines nu-
klearen Angriffs sich auf «einem his-
torischen Tiefstand» befínde, trage
«die Präsenz von US-Nuklearwaffen
in Verbindung mit den einzigartigen
Arrangements der nuklearen Teilhabe
(...) zum Zusammenhalt der Allianz
bei» und stelle «eine Rückversiche-
rung für Verbündete und Partner dar,
die sich regionalen Bedrohungen aus-
gesetzt fühlen.» Änderungen sollen
nur nach Diskussion in und «auf Ent-
scheidung der Allianz» erfolgen. Das
erfordert Einstimmigkeit und gibt je-
dem NATO-Mitglied die Möglichkeit,
einen Abzug der Nuklearwaffen aus
Europa durch sein Veto zu verhindern.
Die Modernisierung von Trägerflug-
zeugen und nuklearen Bomben soll

Nuklearfähiger F-16 Jagdbomber: Modernisierter Nachfolger bereits in Sicht. Foto NATO

unabhängig davon erfolgen, wie die
NATO sich entscheidet.

Verbesserte regionale Sicherheits-
architekturen, zu denen eine effizien-
te Raketenverteidigung, Fähigkeiten,
den Einsatz von Massenvernichtungs-
waffen zu bekämpfen, konventionelle
Fähigkeiten zur Machtprojektion und
eine integrierte Kommandostruktur
gehören, seien «entscheidend, wenn
man sich auf eine Welt ohne Nuklear-
waffen zu bewegt».

Diese Verknüpfung hatte sich be-
reits im Ballistic Missile Defense Re-
view (BMDR) angedeutet, einem wei-
teren aktuellen Planungspapier aus
dem Pentagon. Im BMDR wird für
eine europäische Raketenabwehr ge-
worben: «Gegen nuklear bewaffnete
Staaten wird die regionale Abschre-
ckung notwendigerweise auch [künf-
tig] eine nukleare Komponente erfor-
dern. Aber die Rolle der US-Atom-
waffen in diesen regionalen Ab-
schreckungsstrukturen kann durch
eine Stärkung der Rolle der Raketen-
abwehr und anderer Fähigkeiten redu-
ziert werden.»

Neue Diskussionen über
präventive Einsätze
Unter Obama wird das Konzept einer
Gesamtabschreckung auf regionale
Abschreckungssysteme, also auf
Europa und die NATO, den Nahen
und Mittleren Osten und den Fernen
Osten übertragen. Das bringt Konse-
quenzen mit sich, positive wie negati-
ve. Positiv ist die Reduzierung der
Rolle und der Zahl atomarer Waffen,
die angestrebt wird. Da auch Japan
zustimmte, wurde die im NPR ange-
kündigte Ausserdienststellung der
letzten seegestützten nuklearen
Marschflugkörper möglich.

Problematisch sind dagegen etliche
andere Aspekte: Wird eine weitere
Reduzierung der Zahl und Rolle nuk-
learer Waffen in der NATO vom vor-
herigen Aufbau einer Raketenabwehr
der USA und der NATO in Europa ab-
hängig gemacht, so könnten die euro-
päischen NATO-Staaten tief in den
russisch-amerikanischen Disput über
die US-Raketenabwehr und deren Ri-
siken für die strategische Stabilität
hineingezogen werden. Das ist eine
Aussicht, die den meisten europäi-
schen Staaten nicht gelegen kommen
kann. Russland wird auf Dauer auch
die modifizierte Raketenabwehr der
USA kaum akzeptieren können.
Spätestens in der vierten Phase des
Aufbaus der umstrukturierten Rake-
tenabwehr ab 2018/20 sieht auch
Obamas Konzept die Stationierung
von Abfangraketen gegen Interkonti-
nentalraketen «im Norden Europas»
vor. Moskau dürfte darin erneut eine
Gefährdung seiner Abschreckungs-

fähigkeit sehen oder das Vorhaben gar
als Indiz für eine geheime Erst-
schlagsplanung der USA werten.
Zudem enthält das veränderte Rake-
tenabwehrkonzept eine neue proble-
matische Komponente. Im BMDR
wird angekündigt, dass die USA
Technologien zum «frühzeitigen Ab-
fangen» gegnerischer Raketen entwi-
ckeln wollen. Dieses Teilkonzept wird
als «Early Intercept» bezeichnet. Ge-
meint sind Technologien, mit denen
gegnerische Raketen schon kurz nach
dem Start oder sogar noch bevor sie
abgeschossen wurden, zerstört wer-
den können. Mit anderen Worten:
Technologien, die in der NATO eine
neue Diskussion über präventive Ein-
sätze auslösen dürften.

Wiederbelebung des «be-
grenzten Atomkrieges»?
Wird die NATO als regionales Ab-
schreckungssystem mit regionaler
Sicherheitsarchitektur betrachtet, so
muss das in Europa ungute Erinne-
rungen an die NATO-Diskussion der
70er Jahre wachrufen. Damals woll-
ten gerade die europäischen NATO-
Staaten kein regionales Abschrek-
kungssystem, um sicherzustellen,
dass die globale Abschreckung unteil-
bar war. Sie fürchteten, ein regionaler,
auf Europa begrenzbarer Nuklear-
krieg werde sonst denkbar. Dass sol-
che Überlegungen auch heute in Was-
hington noch existieren, bewies der
ehemaligen Verteidigungsminister
James Schlesinger Ende 2008. In ei-
ner ausführlichen Studie für das Pen-
tagon befürwortete er mit Blick auf
die erweiterte (also regionale) Ab-
schreckung eine Wiederbelebung des
Konzeptes der begrenzten nuklearen
Optionen, der Limited Nuclear Opti-
ons. Mit genau diesem Konzept hatte
Schlesinger als Verteidigungsminister
Mitte der 70er Jahre die Befürchtun-
gen über einen begrenzten Atomkrieg
mit ausgelöst.

Schliesslich droht mit der Ankündi-
gung, einen Abzug der nicht-strategi-
schen Nuklearwaffen aus Europa von
Verhandlungen mit Russland abhän-
gig zu machen, möglicherweise eine
jahrelange Hängepartie. Es kann Was-
hington und seinen NATO-Partnern
nicht entgangen sein, dass Moskau
seit Jahren über diese Waffen erst
dann reden will, wenn die USA sie auf
ihrem eigenen Territorium lagern. So
entsteht nur ein neues diplomatisches
Mikadospiel: Wer sich zuerst bewegt,
hat verloren.

Klar wird: Die Überprüfungskon-
ferenz des Atomwaffensperrvertrages
erhält kein starkes positives Ab-
rüstungssignal. Weder durch den
NPR, noch durch den neuen START-
Vertrag und auch nicht seitens der
NATO. Mangelnder Fortschritt bei der
Abrüstung bedeutet aber wohl auch
mangelnden Fortschritt bei der Ver-
hinderung von Weiterverbreitung.
Kein gutes Omen für New York.

Otfried Nassauer ist freier Journalist
und leitet das Berliner Informationszent-
rum für Transatlantische Sicherheit –
BITS (siehe unten). Der Artikel wurde von
der Redaktion leicht gekürzt und mit
Zwischentiteln versehen.
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Lehren und Erfahrungen sind noch heute höchst aktuell

Vietnam war die grösste Niederlage der USA
Vor 35 Jahren, am 30. April 1975, nahmen die vietnamesischen Patrioten Saigon
ein und befreiten damit nach zwei Jahrzehnten amerikanischer Besatzungs-
herrschaft ganz Südvietnam. Die Ketten eines fast ein Jahrhundert währenden
Kolonialjochs, das einst Frankreich errichtete, wurden zerbrochen.

Von Gerhard Feldbauer

Die vietnamesische Befreiungsrevo-
lution und insbesondere ihr Kampf
gegen die USA-Herrschaft fordern bis
in die Gegenwart zu Vergleichen
heraus, die hohe Aktualität haben. Der
Verlauf dieser Revolution ist Frie-
densfreunden hinreichend bekannt, so
dass der Autor sich auf eben einige
dieser Vergleiche, auf die Aktualität
ihrer Lehren und Erfahrungen kon-
zentrieren möchte. Als erstes ist fest-
zuhalten, dass sich am verbrecheri-
schen Charakter des USA-Imperialis-
mus bei der Verfolgung seiner Welt-

herrschaftspläne bis heute nichts ge-
ändert hat, auch nicht an den verloge-
nen Vorwänden zur Auslösung von
Aggressionskriegen. Dieser Bogen
spannt sich von der Provokation 1964
im Golf von Tongking als Vorwand für
den Luftkrieg gegen die Demokrati-
sche Republik Vietnam über die Rolle
der USA-Geheimdienste bei den
Terroranschlägen vom 11. September
2001 zur Anzettelung des sogenann-
ten Krieges gegen den Terrorismus bis
zu den Anschuldigungen des Besitzes
von Massenvernichtungswaffen des
Irak als Anlass des Überfalls auf
dieses Land und den jetzigen Behaup-
tungen gegenüber Iran. Neben der
weltweiten Sicherung strategischer
Rohstoffressourcen geht es den USA
unter veränderten Machtkonstellatio-
nen wie damals auch heute darum, ein
Stützpunktsystem zur Sicherung ihrer
Weltherrschaftspläne vor allem ge-
genüber China, aber auch Russland
oder Indien aufzubauen.

Widerstandswille
Vietnam siegte über die Militärmacht
der USA, die stärkste der westlichen
Welt. Als Nachfolger der französi-
schen Kolonialisten hatten sie 1955
gegen Vietnam einen grausamen

Vernichtungskrieg begonnen. Die
grosse Hilfe des damals existierenden
sozialistischen Lagers, die weltweite
Solidarität der Völker und ihrer Frie-
denskräfte, eingeschlossen jene in den
USA selbst, waren entscheidende
Grundlagen dieses Sieges. Aber die
letztlich ausschlaggebende Bedin-
gung, dass diese Faktoren zur Geltung
kommen konnten, war der nicht zu
brechende Widerstandswille des Vol-
kes, der in den weit in die Geschichte
zurückreichenden Traditionen des
Widerstandes gegen Fremd- und Ko-
lonialherrschaft als auch einheimi-
sche Unterdrücker wurzelte. Diese zu

mobilisieren verstand eine kommu-
nistische Partei, die der legendäre
Führer Ho Chi Minh gegründet hatte.

Weder Bürger- noch
Stellvertreterkrieg
Vietnam führte einen Befreiungs-
kampf gegen die koloniale bzw. neo-
koloniale Herrschaft erst Frankreichs
und danach der USA. Die These, es
habe sich zuletzt um einen Bürger-
krieg zwischen Nord und Süd gehan-
delt, in dem beide Seiten Unterstüt-
zung des USA- bzw. UdSSR-geführ-
ten Lagers erhalten hätten, ist völlig
unzutreffend. Nach dem Beginn des
Luftkrieges der USA gegen die DRV
erhielt diese die militärische Unter-
stützung der UdSSR, zu der moderns-
te konventionelle Waffen gehörten,
und auch Lieferungen aus der VR
China. Ohne diese Hilfe hätte Viet-
nam dieser Aggression nicht wider-
stehen und über sie den Sieg erringen
können. Zu keinem Zeitpunkt kämpf-
ten dabei ausländische Truppen an der
Seite der vietnamesischen Patrioten.
Entsprechende Angebote hat die DRV
stets abgelehnt. Das geschah auch un-
ter dem Gesichtspunkt, den USA kei-
nen Vorwand für ihren eigenen massi-
ven Truppeneinsatz zu liefern. Wohl

aber befanden sich in beträchtlicher
Zahl militärische Berater und Ausbil-
der der UdSSR in Vietnam, die sich
auch in den Gefechtsstationen der
Luftverteidigung, also in Raketen-
und Artilleriestellungen befanden.
Bis heute sind dazu die Archive nicht
geöffnet worden. Wenn das einmal ge-
schehen sollte, wird man sicher erfah-
ren, dass viele sowjetische Militärs in
diesem Kampf ihr Leben gelassen ha-
ben.

Daraus abzuleiten, es habe sich um
einen Stellvertreterkrieg gehandelt,
entspricht ebenfalls nicht der tatsäch-
lichen Entwicklung. Daran ändert
auch die Tatsache nichts, dass natür-
lich die Militärs der UdSSR, wie die
der USA, in Vietnam ihre Waffen,
darunter ihre modernsten MG-Jäger-
Typen und Luftabwehrraketen er-
probten und der Sieg in Saigon ohne
die schweren sowjetischen Waffen
(Panzer und Artillerie) nicht möglich
gewesen wäre. Pentagon-Militärs ga-
ben übrigens mehrfach zu, dass die in
Vietnam eingesetzten Mig-Jäger
damals den gleichwertigen USA-Ty-
pen überlegen waren. Und die einge-
setzten Luftabwehrraketen SAM
nannte Oberst Robin Olds, ein Flie-
gerass des Koreakrieges, öffentlich
«furchterregende Raketen».

 Nach dem Abschluss der Pariser
Friedensabkommen 1972 zogen die
USA zwar ihre regulären Truppen aus
Südvietnam ab, liessen aber 25 000
Militärberater zurück, die bis in die
untersten Einheiten faktisch die
Saigoner Truppen führten. Diese Ma-
rionettenarmee wurde von 600 000
Mann auf über 1,2 Millionen aufge-

65 Jahre nach Hiroshima und Nagasaki:

Ruf nach nuklearer Abrüstung
Am 2. Mai 2010, einen Tag vor Beginn der Überprüfungskonferenz zum Atom-
waffensperrvertrag, haben auf New Yorks Strassen zehntausende Menschen die
Beseitigung aller Kernwaffen gefordert und damit den Willen von Millionen
Menschen zum Ausdruck gebracht. Zuvor hatte die internationale NGO- Konfe-
renz zu Abrüstung und Überwindung der Kernwaffen stattgefunden. Diese Rufe
müssen bei den Atomwaffenstaaten endlich Gehör finden, erklärt der
Europarlamentarier der deutschen LINKEN Helmut Scholz.

Von Helmut Scholz

Insgesamt 190 Staaten haben ihre Un-
terschrift unter den 1968 geschlosse-
nen Vertrag über die Nichtverbreitung
von Kernwaffen gesetzt.

Das Abkommen verbietet den
Atomwaffenstaaten die Weitergabe
von Kernwaffen und verpflichtet alle
anderen Staaten, auf Herstellung oder
Erwerb von Nuklearwaffen zu ver-
zichten. In erster Linie aber ruft der
Vertrag zu Verhandlungen über Rü-
stungsreduzierung auf und erklärt die
vollständige nukleare Abrüstung zum
Ziel.

Nicht nur die wirksamen
Kontrollinstrumente fehlen
Dass heute noch immer weit über
20 000 Atomwaffen existieren und die
Zahl von Staaten, die waffenfähiges
nukleares Material produzieren kön-
nen, weiter gestiegen ist, liegt an Zu-
nahme und Verschärfung regionaler
Konflikte, am Fehlen wirksamer
Kontrollinstrumente, vor allem je-
doch am fehlenden politischen Willen
der grossen Atomwaffenstaaten zu
nuklearer Abrüstung und dem folgen-
schweren Beispiel, das sie damit ge-
ben. Eine Fortsetzung der irrationalen
«atomaren Abschreckung», die zum
praktischen Scheitern der letzten
Überprüfungskonferenz 2005 führte,
und erst kürzlich durch Frankreichs
Präsident Sarkozy abermals bekräf-
tigt wurde, sowie das Festhalten der
NATO an der Option eines (präventi-

ven) nuklearen Erstschlages dürfen
nicht zugelassen werden. Auch das
vor wenigen Tagen beim Nato-Aus-
senministertreffen in Tallinn erfolgte
Festhalten an den taktischen Atom-
waffen wegen der, so Nato-Generalse-
kretär Anders Fogh Rasmussen,
«glaubwürdigen Abschreckung», ist
in Vorbereitung der Konferenz mehr
als kontraproduktiv.

Das wirksamste Mittel, die Nicht-
weiterverbreitung von Kernwaffen zu
sichern, ist und bleibt die vollständige
Beseitigung der Nukleararsenale und
der Verzicht auf Kapazitäten zur Her-
stellung waffentauglichen spaltbaren
Materials. 65 Jahre nach den Atom-
bomben auf Hiroshima und Nagasaki,
die hunderttausende Menschen töte-
ten und deren Zerstörungskraft von
den heute angehäuften Nuklearwaffen
bei weitem übertroffen wird, sind
nicht nur Willensbekundungen zur
Abrüstung, sondern endlich Taten
notwendig. Die Chance der Über-
prüfungskonferenz in New York darf
nicht erneut verspielt werden. Es
könnte die letzte sein.

stockt und mit modernsten konventio-
nellen Waffen ausgerüstet. Das Ende
war die Zerschlagung dieser Armee,
die nach der Militärmacht der Volks-
republik Chinas als zweitgrösste
Streitmacht Asiens galt (900 Kampf-
flugzeuge, 400 Kampfhubschrauber,
2 100 Panzer und Geschütze).

Scheitern vorprogrammiert
Der Widerstand gegen heute von den
USA angezettelte Eroberungskriege
findet unter sehr unterschiedlichen
Kräfteverhältnissen statt. Es ist keine
Führerpersönlichkeit wie Ho chi
Minh, keine Befreiungsfront wie sie
die Patrioten Vietnams zustande
brachten, in Sicht. Eins jedoch steht
unter dem Gesichtspunkt der Lehren
Vietnams schon heute fest: Die USA
werden am Widerstandswillen, am
Freiheits- und Unabhängigkeitsdrang
der Völker scheitern. So wie keine
Vietnamisierung 1975 die Niederlage
in Saigon verhindern konnte, wird sie
heute wie in der Zukunft weder eine
Irakisierung noch Afghanistanisie-
rung oder um was für Truppen von
Marionettenregimes es sich noch han-
deln möge, vor dem gleichen Schick-
sal bewahren.

Die USA verhängten nach 1975
über Vietnam sofort einen totalen
Wirtschaftsboykott. Ziel war, wie der
amerikanische Autor Walden Bello in
seinem 1994 in San Francisco er-
schienenem Buch «Dark Victory» be-
legte, das Land in den ökonomischen
Bankrott zu treiben. Vietnam, das im
April 1976 seine beiden Landesteile
wieder vereinigte und im Juli 1976 als
Ausdruck des gemeinsamen Weges

zum Sozialismus die Staatsbezeich-
nung Sozialistische Republik Viet-
nam annahm, brachte auch diese Plä-
ne zum Scheitern. Während nach der
sozialistischen Niederlage 1989/90 in
Osteuropa der Kapitalismus restau-
riert wurde, überstand Vietnam er-
folgreich alle Versuche, es über eine
Sozialdemokratisierung seiner Kom-
munistischen Partei auf diesen Weg zu
drängen. Mit seit 2001 jährlich 7,5
und 2005 sogar 8,4 Prozent weist Vi-
etnams Wirtschaft in Südostasien mit
grossem Abstand die höchsten Stei-
gerungsraten auf und beschreitet er-
folgreich den Weg einer modernen in-
dustriellen Entwicklung. Ziel ist, wie
der X. Kongress der KPV 2006 fest-
legte, der Aufbau «eines unabhängi-
gen, demokratischen, blühenden und
starken Vietnams mit einer gerechten
und modernen Gesellschaft, in wel-
cher die Ausbeutung des Menschen
abgeschafft» wird. Die Hoffnungen
der Kräfte des Fortschritts schliessen
ein, dass Vietnams Volksmassen die-
sen Weg unumkehrbar gestalten.

Gerhard Feldbauer schrieb zusam-
men mit seiner Frau Irene das Buch
«Sieg in Saigon», er selbst «Die Nati-
onale Befreiungsrevolution Viet-
nams», beide Pahl Rugenstein, Köln
2005/06 bzw. 2007, sowie «Damals
Vietnam, heute Irak», Hannover 2007.

Demonstration gegen Atomwaffen in Deutschland am Fliegerhorst Büchel, 30. August
2008 (Foto Buroll).
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Was das Ende der Apartheid und die WM miteinander zu tun haben

Im Anflug auf Südafrika
Der erste Anblick des Post-Apartheid-Staates wird sich den meisten Gästen der
Fussballweltmeisterschaft aus der Luft bieten. Das ist eine echte Chance: Schon
ein kurzer Blick aus der Vogelperspektive auf die Siedlungsstruktur rund um
Kapstadt oder Johannesburg verrät mehr über das heutige Südafrika, als es der
Blitzbesuch in den Stadien und Innenstädten vermag.

Von Reinhart Kössler

Erstmals wird 2010 mit der Fussball-
weltmeisterschaft eines der beiden
grössten globalen Sportereignisse auf
dem afrikanischen Kontinent stattfin-
den. Dieser Umstand ruft im Westen
ein ganzes Spektrum von Assoziatio-
nen auf. Ob es darum geht, dass derar-
tige logistische und technische An-
strengungen auch einem afrikani-
schen Land zugetraut werden, oder
aber um die Zweifel, ob «die das
wirklich schaffen» – immer schwingt
die Tatsache, dass wirtschaftliche und
technologische Kompetenzen und
Möglichkeiten nach wie vor auf der
Welt extrem ungleich verteilt sind, im
Vorfeld der WM in der öffentlichen
Kommunikation mit.

Zugespitzt gesagt geht es hier auch
um die symbolische Überwindung
(post-)kolonialer Diskriminierung
und rassistischer Vorurteile. Dem glo-
balen Süden wird Inkompetenz unter-
stellt, und Afrika erscheint vielen als
Inbegriff des Elends und des Chaos.
Damit wird die Vorstellung transpor-
tiert, nach dem Abzug der Weissen –
oder im Fall Südafrikas nach dem
Ende der rassistisch begründeten
Minderheitsherrschaft – gehe dort
nichts mehr. Manche warteten im Vor-
feld der WM offen oder insgeheim auf
eine Bestätigung ihrer Vorurteile.
Doch seit die Generalprobe, der Con-
federations Cup 2009, erfolgreich
verlaufen ist, bezweifelt niemand
mehr ernsthaft, dass Südafrika es
schaffen wird. Allenfalls ein gelegent-
liches Raunen und das Gerücht, die
Hotelkapazitäten würden vielleicht
nicht ausreichen und WM-Tourist-
Innen müssten in Massenquartiere
ausweichen, halten sich hartnäckig.

Zum Anpfiff bereit
Die Anstrengungen, die in Südafrika
auf dem Weg zur WM unternommen
wurden und werden, sind enorm. Sie
manifestieren sich zunächst im Aus-
und Neubau grosser, mit neuester
Technologie ausgestatteter und teils
architektonisch spektakulärer Stadi-
en. Diese sind, nicht anders als vier
Jahre zuvor in Deutschland, für die
Austragung von wenigen, teils nur ein
oder zwei, Fussballspielen vorgese-
hen. Hinzu kommen vor allem auf-
wändige Infrastrukturmassnahmen.
Die seien notwendig, um die erwarte-
ten Touristenströme aufnehmen zu
können, die nicht nur zur WM, son-
dern dadurch angeregt auch nach
2010 kommen sollen. Gebaut oder bis
auf das doppelte Fassungsvermögen
erweitert werden die internationalen
Flughäfen in Johannesburg, Kapstadt
und Durban. Insgesamt werden elf
Flughäfen für das Grossereignis vor-
bereitet.

An den Austragungsorten wird
massiv in die Verkehrsinfrastruktur
investiert, am spektakulärsten wohl
mit dem für Südafrika innovativen
Gautrain, einer Schnellbahn, die den
Flughafen von Johannesburg mit der
Stadt sowie mit den relevanten Stadi-

en und mit der Regierungshauptstadt
Tshwane (Pretoria) verbinden wird.
So soll das Strassen- und Autobahn-
system entlastet werden, das gerade
im wirtschaftlichen Herzland, der
Provinz Gauteng, regelmässig hoff-
nungslos verstopft ist. In all diesen
technologischen Grossprojekten ma-
nifestiert sich symbolhaft eine stoss-
artige Modernisierung des Landes.

Offiziellen Schätzungen zufolge er-
fordern die Infrastrukturmassnahmen
etwa zwei Drittel der mit rund 3,7
Milliarden Dollar veranschlagten
Kosten für die WM. Mit alledem läge
dieses «Sportereignis» in Südafrika
im langfristigen globalen Trend, sol-
che Grossereignisse als Chance für
schlagartige Verbesserungen der In-
frastruktur zu nutzen. Ähnliches gilt
für die Kostenexplosion: Würde man
zu Beginn ehrlich Rechenschaft able-
gen und wäre die Differenz der veran-
schlagten und tatsächlichen Kosten
vorher bekannt, würde sich vielleicht
niemand darauf einlassen.

Doch beim Anflug auf Südafrika,
sei es nach Kapstadt oder Johannes-
burg, können die Gäste zumindest für
einen kurzen Moment aus ganz ande-
rer Perspektive auf Südafrika blicken.
Sie müssen dafür, statt sich etwa vom
einzigartigen Panorama des Tafel-
bergs beim Anflug auf den Kapstädter
Flughafen faszinieren zu lassen, die
Vogelperspektive nutzen und den
Blick nur direkt nach unten richten.
Zu sehen ist hier ein Wohngebiet, von
dem sie abgeschottet bleiben werden,
wenn sie erst einmal gelandet sind:
die Cape Flats, die informellen Sied-
lungen in der grossen Ebene östlich
des Tafelberges. Hierhin hat vor vier-
zig, fünfzig Jahren das Apartheids-
regime alle diejenigen verfrachtet, die
im Stadtzentrum nicht länger er-
wünscht waren und aufgrund der ras-
sistischen Kategorisierung dort auch
nicht mehr wohnen durften.

Langa, Gugulethu, Mitchell’s Plain,
Khayelitsha – auch diese Namen sind
zumindest denen wohl vertraut, die in
den 1970er und 1980er Jahren die
Kämpfe gegen die Apartheid verfolgt
und unterstützt haben. Wer vom Flug-
hafen auf der Stadtautobahn in die
Stadt gefahren wird, könnte also
anhand der Wegweiser, die das Auto
passiert, zu der Erkenntnis kommen,
dass dies keine Mythen, sondern
höchst reale Orte sind. Was der Blick
von oben beim Anflug hätte zeigen
können: es sind grossteils Gegenden,
deren BewohnerInnen auch 15 Jahre
nach dem offiziellen Ende der Apart-
heid noch immer am unteren Ende der
Skala in einer Gesellschaft leben müs-
sen, die bei der sozialen Ungleichheit
zur Weltspitze gehört. (...)

Zementierte Vergangenheit
Von der Autobahn aus verstellen neu
errichtete Apartmentblocks den Blick
auf das, was dahinter recht zielbe-
wusst verborgen wird. Selbst wer zwi-
schen den WM-Spielen die Angebote
des längst etablierten Township-Tou-
rismus nutzt, wird nicht unbedingt die
widersprüchliche Realität kennen-
lernen, in der nach wie vor die Mehr-
heit der städtischen SüdafrikanerIn-
nen lebt. Die zweistündigen bis eintä-
gigen Townshiptouren präsentieren
häufig eine für die Fremden sorgfältig
bereinigte, vielleicht gar romantisie-
rende Version lokaler Lebensverhält-
nisse (zum Township-Tourismus siehe
iz3w 291, www.iz3w.org).

Das Erbe der Apartheid ist teils
buchstäblich in Beton gegossen. Es
manifestiert sich in Strassen und

Siedlungsstrukturen, die darauf ange-
legt waren, Privilegierte von Diskri-
minierten abzuschotten – also von je-
nen, die von bürgerlichen Rechten
ebenso wie von Aufstiegschancen
oder Eigentum ausgegrenzt waren, es
sei denn, sie wurden als Hausbediens-
tete benötigt. Ähnliches gilt nach wie
vor für den Zugang zu Land. In der
heute stark urbanisierten Gesellschaft
Südafrikas mag der Landzugang nicht
mehr die gleiche zentrale Rolle spie-
len wie noch vor Jahrzehnten. Die ex-
trem ungleiche Landverteilung steht
dennoch für das Erbe der Enteignung
der afrikanischen Gemeinschaften
und die Folgen der massenhaften De-
portation unter der Apartheid. All das
kann bereits erkennen, wer aufmerk-
sam aus dem Flieger schaut und den
Blick auf winzige Parzellen und Hüt-
ten richtet, säuberlich getrennt von
den schier endlosen Feldern, den Vier-
teln mit grosszügigen Strassen und
den Gärten mit den Swimmingpools,
die in der Sonne glitzern.

Soziale Ungleichheit bleibt
Nun ist es nicht so, als habe sich in
Südafrika seit dem Ende des re-
gierungsamtlich verankerten Rassis-
mus nichts geändert. Doch trotz Black
Empowerment und der Herausbildung
einer «Blackoisie«, trotz spürbarer
Verbesserungen bei der Infrastruktur-
versorgung der Townships mit Was-
ser, Elektrizität und Telefon sind die
gesellschaftlichen Strukturen erschre-
ckend stabil geblieben. Wenngleich
auch am wohlhabenden Pol des sozia-
len Spektrums nun eine Reihe schwar-
zer Gesichter zu sehen ist, wurde die
krasse soziale Ungleichheit vor allem
beim Hausbau zementiert. Getreu den
Vorgaben der Wirtschaftsorthodoxie
sorgte der ANC nach 1994 vor allem
für die Öffnung der südafrikanischen
Märkte und eine gute Zahlungsbilanz.
Geradezu ein Fanal war dabei die
schnelle Beerdigung des noch im
Wahlkampf propagierten, auf gesell-
schaftliche Strukturveränderungen
zielenden Recovery and Development
Programms (RDP) zugunsten der
GEAR-Strategie (Growth, Employ-
ment and Redistribution), die sich
weitgehend an neoliberalen und mo-
netaristischen Vorgaben ausrichtete.
In der Folge expandierten südafrika-
nische Konzerne international. South
African Breweries kaufte beispiels-
weise Pilsner Urquell auf. Einzelhan-
delsketten, Telekommunikationsun-
ternehmen, Nahrungsmittelkonzerne,
Bergwerkskonzerne, teils aber auch
Finanzdienstleister expandierten ne-
ben ihrer global ausgerichteten Strate-
gie auch auf dem afrikanischen Konti-
nent in Länder, die ihnen bis 1994
weitgehend verschlossen geblieben
waren.

Im eigenen Land stellt sich die ge-
sellschaftliche Wirklichkeit jedoch
anders dar. Die Beschäftigungszahlen
stagnieren, und die Arbeitslosenquote
stieg ebenso wie die Zahl derer, die
auf mehr oder weniger legale Weise
im informellen Sektor ihr Überleben
organisieren müssen. Die registrierte
Arbeitslosigkeit liegt inzwischen bei
deutlich über 30 Prozent. Die lang
etablierte Textil- und Bekleidungs-
industrie erlag grösstenteils dem An-
sturm chinesischer Billigimporte. Öf-
fentlich kommuniziert wird von die-
sen Zuständen in der Regel aber nur
die hohe Kriminalitätsrate. Sie spielte
auch in den Diskussionen über die
WM eine Rolle. Zwei Sachverhalte
werden hierbei gerne unterschlagen:
Erstens sind seit dem Ende der Apart-
heid wohlhabende, zuvor weisse
Wohngegenden nicht mehr herme-
tisch abgeriegelt – und deren Einwoh-
nerInnen damit mehr mit Kriminalität
und Gewalt konfrontiert als zuvor.
Zweitens werden weiterhin deutlich

mehr Arme zu Kriminalitätsopfern als
Reiche. Letztere haben sich in ihre
Gated Communities und die Glitzer-
welt der ebenfalls sorgfältig abge-
schirmten Shopping Malls zurückge-
zogen, sie geniessen dort den Schutz
privater Sicherheitsdienste.

Gegen die Ausgegrenzten
Anfang der 1990er Jahre erlebte Süd-
afrika eine beispiellose gesellschaftli-
che Mobilisierung, die schliesslich
das Apartheidregime an den Verhand-
lungstisch zwang. Die Menschen, die
jahrzehntelang gekämpft hatten, um
dies zu erreichen, haben sich aller-
dings mehr davon erhofft – vor allem
die grosse Mehrheit, die den Aufstieg
nicht geschafft hat. Viel intensiver als
etwa im benachbarten Namibia arti-
kulieren daher heute Gewerkschaften,
Einwohnerorganisationen in der Tra-
dition der Civics – der Basisorgani-
sationen, die den Kampf der 1980er
Jahre entscheidend geprägt haben –
oder spontane Bewegungen den Pro-
test. Erinnert sei an die Streiks auf den
Stadion-Baustellen in der ersten Jah-
reshälfte 2009 oder an die häufigen
Widerstandsaktionen gegen die Räu-
mung von Wohnraum. Diese Räu-
mungen geschehen zwar nicht mehr
aufgrund des Group Areas Act, das
unter Apartheid jeder rassisch be-
stimmten Gruppe scharf abgegrenzte
Wohngebiete zuwies. Heutzutage
liegt die Ursache in Profitmaximie-
rung und Bodenspekulation. Aber
nicht ganz selten reagieren Betroffene
mit eben jenen Aktionsformen, die sie
während der Apartheid eingeübt ha-
ben. Es gibt Versammlungen, De-
monstrationen und den eindrucksvol-
len Demonstrationstanz Toyi Toyi, um
etwa gegen Zwangsräumungen vorzu-
gehen.

ANC-Gewaltige, die jetzt in gewis-
ser Weise auf die andere Seite geraten
sind, reagieren darauf schon einmal
mit Empörung und beklagen, hier sei-
en Handlungsrituale von anderen an-
geeignet worden, die sie als ihre urei-
genen ansehen. Man kann dies auch
als eindrucksvollen Beleg dafür inter-
pretieren, dass Bewegung und Partei
sich ein Stück weit voneinander ent-
fernt haben. Die Wahlerfolge des
ANC hat dies allenfalls marginal ge-
schmälert.

Allerdings kann der Sturz des Präsi-
denten Thabo Mbeki Ende 2008 als
wichtiger politischer Einschnitt und
als Ausdruck zunehmender sozialer
Spannungen gesehen werden. Er ging
auf die Enttäuschung vieler ANC-Ka-
der zurück, vor allem des mit dem
ANC noch immer in der Triple Alli-
ance mitregierenden Gewerkschafts-
verbandes COSATU und der Kommu-
nistischen Partei SACP. Die Proble-
matik zeigte sich ein gutes halbes Jahr
später in ihrer ganzen Schärfe in der
darauf folgenden Installierung Jacob
Zumas an der Staatsspitze. Zumas
Aufstieg beruhte ganz wesentlich dar-
auf, dass der neue Kandidat vor allem
als Politiker auftrat, der die kleinen
Leute versteht, der ihre Sprache
spricht und sie zumindest symbolisch
ernst nimmt. (...) Ob die etablierte
südafrikanische Linke – allen voran
COSATU und SACP – ihrerseits gut
beraten war, Zuma als Gegenfigur zu
dem elitär und technokratisch auftre-
tenden Mbeki zu unterstützen, ist
fragwürdig – auch abgesehen von der
mühsam abgebogenen Verurteilung
wegen Vergewaltigung und noch
immer nicht aufgeklärten, schweren
Korruptionsvorwürfen.

Die heutigen Streiks und lokalen
Konflikte in verschiedenen Town-
ships unterstreichen, dass die gesell-
schaftlichen Konflikte virulent blei-
ben und sich vermutlich weiter zuspit-
zen. Dennoch: Die Leute scheinen ih-
rem neuen Präsidenten noch etwas zu-
zutrauen. Mitte Oktober 2009 brann-
ten im Township Sakhile im östlichen
Witwatersrand Autoreifen als Protest
gegen die Korruption der Gemeinde-
verwaltung und die schlechten kom-

munalen Dienstleistungen. Auch hier
artikulierte sich Frustration in For-
men, die aus den Kämpfen der 1980er
Jahre bekannt sind, freilich auch an
die dunklen Seiten der Township-
Kämpfe erinnern. Der Appell der Pro-
testierenden richtete sich unmittelbar
an den Präsidenten: Der sollte kom-
men und wie versprochen gegen Kor-
ruption und Ineffizienz selbst Hand
anlegen. Wenige Wochen zuvor hatte
ein ähnlicher Besuch Zumas in der
Provinz Mpumalanga zur Einrichtung
einer Telefon-Hotline für die Be-
wohnerInnen geführt, die Basisnähe
und Empathie des Präsidenten bewei-
sen sollte. Es ist schwer vorstellbar,
dass derartige symbolische Politik es
längerfristig vermag, die Unzufrie-
denheit und den Protest einzudäm-
men.

Es gibt keinerlei Anlass, die bisheri-
gen Protestausbrüche zu romantisie-
ren oder gar zu unterstellen, es werde
Druck in Richtung auf eine fort-
schrittliche politische und gesell-
schaftliche Wendung erzeugt. Denn
die xenophoben Übergriffe im Früh-
jahr 2008, die teils pogromartige
Züge annahmen, sprechen eine andere
Sprache. Erst Mitte November 2009
wurden wieder Flüchtlinge aus Zim-
babwe von ihren südafrikanischen
Nachbarn aus ihren Häusern verjagt.
2008 waren die Opfer ebenfalls
Flüchtlinge aus Zimbabwe und auch
aus Somalia. Betroffen waren aber
auch lang etablierte MigrantInnen-
Gruppen aus Nigeria oder der Demo-
kratischen Republik Kongo. Ihre An-
wesenheit ist Ausdruck der Krisen in
ihren Heimatländern ebenso wie des
wirtschaftlichen Übergewichts Süd-
afrikas auf dem Kontinent – und da-
mit auch der Anziehungskraft, die das
Land trotz aller eigenen Probleme
nach wie vor ausübt. Manche Kom-
mentatorInnen verwiesen darauf, dass
sich in den xenophoben Gewaltexzes-
sen die Enttäuschung über das Aus-
bleiben adäquater staatlicher Leis-
tungen ausdrücke. Auf diese glauben
viele SüdafrikanerInnen Anspruch zu
haben, nachdem sie das Apartheid-
regime in aufopferungsvollen, jahre-
langen Kämpfen besiegt haben.

Wishful Thinking
Die Fussball-WM wird durch diese
gesellschaftlichen Probleme vermut-
lich wenig beeinträchtigt werden. Die
Begeisterung über das Grossereignis
im eigenen Land ist weit verbreitet.
Und auch diejenigen, die allenfalls
auf die Rolle von Zaungästen be-
schränkt sein werden, sind zumeist
stolz, dass Südafrika es schafft, dieses
anspruchsvolle Grossereignis zu rea-
lisieren. Man darf gespannt sein, ob
und wie diese durchaus massenhafte
Faszination aufgenommen wird, ob
das Ritual des Public Viewing verall-
gemeinert und bis in die Townships
getragen oder auf die Inseln des Kon-
sums und der abgeschotteten Glitzer-
Urbanität eingeschränkt wird. Von
dort können als Unruhestifter Ver-
dächtige ohne grosse Schwierigkeiten
ausgeschlossen werden, denn genau
für einen solchen Ausschluss sind die-
se Inseln geschaffen.

Die BesucherInnen der WM, die
aufgefordert werden, zwischen den
gebuchten Spielen vielleicht einen
Abstecher in die Nationalparks zu
machen und wilde Tiere zu bestaunen,
wird dies alles vermutlich kaum stö-
ren. Das muss kein Ausdruck von Zy-
nismus sein, sondern ist in erster Linie
Folge der systematischen Ausschlie-
ssung des einen Pols sozialer Un-
gleichheit aus der Sicht des anderen.
Wenn nicht gerade einmal der Blick
vom Panorama des Tafelberges nach
unten gleitet.

Reinhart Kössler arbeitet am Arnold
Bergstraesser Institut, Freiburg und ist
Mitglied der Redaktion der Peripherie so-
wie im Vorstand der Informationsstelle
Südliches Afrika (ISSA) e.V., Bonn. Mit
freundlicher Genehmigung der Zeitschrift
iz3w (www.iz3w.org).
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Kuba und die Zensur der internationalen Medien

Lob oder Schelte – je nach je

Von den grossen Medien totgeschwiegen: Die kubanische Hilfe an Haiti. Auf dem Foto: Mitglieder der kubanischen Ärztebrigade
«Henry Reeve» im Operationszelt.

Bei ihren internationalen Missionen haben Kubaner laut Weltgesundheits-
organisation bisher mindesten einer Million Menschen das Leben gerettet. Die
Resonanz in der westlichen Welt hält sich in engen Grenzen. Auch im Fall von
Haiti «vergassen» die Nachrichtenmacher durch die Bank, die kubanischen
Mediziner und ihre Hilfe zu erwähnen.

Von Prof. John Kirk et al.

Das Erdbeben auf Haiti vom Januar
2010 hinterliess über 230 000 Tote,
1,5 Millionen Obdachlose und um die
3 Millionen Haitianerinnen und Haiti-
aner, die durch das Erdbeben direkt in
Mitleidenschaft gezogen worden wa-
ren – einen Drittel der Bevölkerung.
Am 31. März 2010 versammelten sich
Vertreter von mehr als 50 Regierun-
gen und internationalen Organisatio-
nen auf der Internationalen Geber-
konferenz der UNO und versprachen
langfristige Hilfe für den Wiederauf-
bau des verwüsteten Landes. Auf der
Konferenz ging Kuba die wohl ehrgei-
zigste und beeindruckendeste Ver-
pflichtung aller Länder ein – das ge-
samte nationale Gesundheitswesen
Haitis wieder herzustellen. Aber wäh-
rend die Beiträge der Regierungen an-
derer Länder gelobt worden, schwie-
gen sich die Medien über das Engage-
ment Kubas praktisch aus.

Das Ziel von Kubas Beitrag ist die
komplette und nachhaltige Neugestal-
tung eines dreistufigen haitianischen
Gesundheitssystems. Dabei sollen die
Erfahrungen Kubas in der medizini-
schen Grundversorgung als Modell
dienen und gleichzeitig mit der Aus-
bildung zusätzlicher haitianischer
Ärzte auf Kuba die notwendigen per-
sonellen Ressourcen geschaffen wer-
den.

Ehrgeiziger Plan
Zusammengefasst sehen die ehrgeizi-
gen Pläne Kubas folgendes vor:

• Auf der Stufe der Grundversor-
gung werden 101 Kliniken geschaf-
fen, die jährlich etwa 2,8 Millionen
Patienten behandeln, 1,3 Millionen
Notfall-Operationen durchführen, die
Geburt von 168 000 Babys sichern
und um die 3 Millionen Impfstoffe
abgeben sollen.

• Die sekundäre Stufe sieht die Be-
reitstellung von 30 kommunalen Spi-
tälern vor. Ihre Kapazitäten sollen
ausreichen für die Behandlung von
jährlich 2,1 Millionen Patienten, für
1 Million Not-Operationen, 54 000
geplante Eingriffe, 276 000 Elektro-
kardiogramme, über hunderttausend
Zahnuntersuchungen, 144 000 Ultra-
schalldiagnosen und 487 000 Labor-
untersuchungen. Aufgrund der gros-

sen Anzahl von Patienten mit multip-
len Verletzungen werden 30 Rehabili-
tationszentren geschaffen, die jährlich
2,4 Millionen therapeutische Behand-
lungen für 520 000 Patienten gewähr-
leisten sollen.

• Die tertiäre Stufe des Gesund-
heitssystems bildet das Nationale
Haitianische Spezial-Krankenhaus,
für welches 80 kubanische Spezialis-
ten zur Verfügung stehen. Das Spital
wird verschiedene Kliniken beherber-
gen und für Forschung und Lehre so-
wie für die Weiterbildung von haiti-
anischen Fachkräften dienen, welche
die kubanischen Spezialisten nach
und nach ablösen sollen.

• Und schliesslich sieht der kuba-
nische Plan auch die Schaffung von
weiteren 312 Stipendienplätzen für
haitianische Medizinstudenten auf
Kuba vor.

Langfristiges Engagement
Es ist zu unterstreichen, dass es sich
hier nicht um neue Versprechen oder
einmalige Vorhaben Kubas handelt,
sondern um die Weiterführung einer
medizinischen Unterstützung, die
bereits seit elf Jahren kontinuierlich
gewährt wird und die sich nach dem
Erdbeben nun dramatisch verstärkt
hat. So weilt bereits seit 1999 eine
kubanische medizinische Brigade auf
Haiti, die gemäss Angaben des kuba-
nischen Aussenministers Bruno
Rodriguez schon vor dem Erdbeben
«in 127 der 137 Gemeinden Haitis tä-
tig war, bisher 223 442 Menschen das
Leben gerettet, 14 Millionen Men-
schen behandelt, 225 000 Operatio-
nen durchgeführt und die Geburt von
109 000 Babys unterstützt hat».
Zudem ist ein Grossteil des verspro-
chenen Programms nach dem Beben
gleich umgesetzt worden: bereits
funktionieren 23 der 101 vorgesehe-
nen Einrichtungen der medizinischen
Grundversorgung, 15 Spitäler und 21
Rehabilitationsstationen.

Trotz Blockade
Die Kosten der kubanischen Pro-
gramms für einen Zeitraum von zehn
Jahren wird auf 690,5 Millionen Dol-
lar geschätzt wird – bei einer Annah-
me von etwa der Hälfte der internatio-
nalen Preise für Dienstleistungen die-
se Art. Das ist ein grosser Betrag für

ein kleines Entwicklungsland mit ei-
ner Bevölkerung von etwas über elf
Millionen, für ein Land zudem, das
durch seinen übermächtigen Nach-
barn seit einem halben Jahrhundert ei-
ner lähmenden Wirtschaftsblockade
unterworfen wird. Der kubanische
Beitrag ist umso bemerkenswerter,
wenn man ihn mit der Unterstützung
anderer Länder, insbesondere der
grossen Industrieländer vergleicht. So
setzt Kuba für seine Hilfe an Haiti im
Vergleich zum Bruttosozialprodukt
152 mal mehr ein als die USA, welche
1,15 Milliarden Dollar gesprochen
haben. Von den andern G7-Staaten hat
die ehemalige Kolonialmacht Frank-

Zusammenschlüssen und Finanzinsti-
tuten erhalten.

Weil nicht ist
was nicht sein darf
Während die andern noch Geld ver-
sprechen, ist Kuba bereits aktiv daran,
ein nachhaltiges Gesundheitssystem
zu schaffen, das 75% der haitiani-
schen Bevölkerung betreuen und
Hundertausenden das Leben retten
wird.

Und dennoch: Trotz des ausseror-
dentlichen Wertes dieses Engage-
ments wird es durch die US-Main-
stream-Medien weitgehend ignoriert.
So schafften es fünf der grössten US-
Medien (CNN, New York Times, Bos-
ton Globe, Washington Post und
Miami Herald) während zehn Tagen
zwar insgesamt 38 Berichte über die
Internationale Geberkonferenz zu
veröffentlichen und dabei 22 mal die
Unterstützung der USA zu preisen,
Kuba hingegen nur in einem einzigen
Artikel (Miami Herald) überhaupt zu
erwähnen.

Die geringe Anzahl von Publikatio-
nen insgesamt zeigt auch deutlich auf,
dass die Katastrophe bereits aus dem
Zentrum des medialen Interesses ge-
rückt war. Dabei hätte die Konferenz
und das Zusammentreffen einiger der
wichtigsten Entscheidungsträger der
Welt durchaus eine grössere Auf-
merksamkeit verdient – ganz zu
schweigen vom ausserordentlichen
Beitrag Kubas.

Auch eine Untersuchung der ersten
fünfzig Artikel, die mit der Such-
maschine Google unter dem Such-
begriff «United Nations Haiti Donor
Conference» erscheinen, ergibt bloss
eine zweimalige Nennenung Kubas.
Einmal wird auf den seltenen Fall hin-
gewiesen, dass auf Haiti kubanische
und US-amerikanische Beamten zu-
sammen arbeiten. Im Gegensatz dazu
diskutieren 31 der 50 Artikel die Bei-
träge der entwickelten Länder an der
Geberkonferenz, 21 beschäftigen sich
speziell mit der Rolle der USA und 9
davon erwähnen den US-Beitrag von
1.15 Milliarden Dollar.

zu den bereits gesprochenen 900 Mil-
lionen. China hingegen versprach 1.5
Millionen, ja, ja, mit einem M,  neben
den 14 Millionen Dollar, die es bereits
überwiesen hatte.»

Nur Negativmeldungen
schaffen die Zensur
Es gibt einen dramatischen Kontrast
zwischen dem Verschweigen des au-
sserordentlichen Beitrags, den Kuba
an Haiti leistet, und der enormen Auf-
merksamkeit, den dieselben Medien
den angeblichen Menschenrechts-
verletzungen in diesem Land widmen.
Buchstäblich Dutzende von Artikeln
zu diesem Thema sind in den letzten
Wochen erschienen. Von besonderem
Interesse für die Medien war der Tod
von Orlando Zapata Tamayo (eines in-
haftierten «Dissidenten» mit Strafre-
gister, der während 80 Tagen das Es-
sen verweigerte und starb) und der
Hungerstreik von Guillermo Fariñas.
Die Veröffentlichungen und Diskussi-
onen über Zapatas Tod halten an und
das tragische Ereignis wird zum
Sprungbrett  für die wachsende Kritik
an der kubanischen Regierung. Die-
selben fünf Medien, welche die Hilfe
Kubas an Haiti komplett unter den
Tisch gewischt hatten, hielten sich in
der Zeit vom 10. Februar bis zum 9.
April schadlos: So brachte es die
CNN auf 5, die NYT auf 7, die Was-
hington Post auf 13, der Boston Globe
auf 4 und der Miamai Herald auf ins-
gesamt 48 Publikationen zu den Hun-
gerstreiks.

Die unterschiedliche mediale Ge-
wichtung der Rolle Kubas auf Haiti
und der Hungerstreiks ist beeindru-
ckend und zeigt den offensichtlichen
Mangel an Interesse, positive Infor-
mationen über Kuba zu verbreiten,
während gleichzeitig der Appetit,
Kuba zu kritisieren, drastisch zu-
nimmt. Statt über die äusserst wichti-
gen und topaktuellen Bemühungen zu
informieren, die auf eine Verbesse-
rung der Lebensqualität von 75% der
haitianischen Bevölkerung abzielen,
haben es die Medien vorgezogen, den
Fokus auf die individuellen Fälle von
zwei Menschen zu richten, die sich
aus eigenem Willen auf einen selbst-
mörderischen Pfad begeben haben.
Ganz offensichtlich mit dem Ziel, die
kubanische Regierung mit der Be-
richterstattung über das Schicksal von
zwei Individuen, die zu oppositionel-
len Märtyrern erhoben werden, in
Verlegenheit zu bringen.

Ebenso offensichtlich ist das Vor-
handensein eines Medien-Filters, der
sämtliche Informationen, die Kuba in
einem positiven Licht erscheinen las-
sen könnten, aus den Medien fernhält
– wie in unserem Fall das kubanische
Engagement im Wiederaufbau von
Haiti.

Infotainment als Siegerin
Vergleichen wir die journalistische
Gewichtung einerseits der Rolle Ku-
bas in der Entwicklung von Haiti und
andererseits der Geschichte der bei-
den «Dissidenten», geht das politisch
voreingenommene «Infotainment»
als klare Siegerin hervor. Es ist traurig
(war aber wohl nicht anders zu erwar-
ten), dass sich die Medien der «entwi-
ckelten Welt» in der Berichterstattung
über Kuba auf Randerscheinungen
konzentrieren, während sie gleichzei-
tig die erwähnenswerte Verbesserung
der Lebensbedingungen von Millio-
nen von Haitianern ignorieren (und
dafür den Beitrag der USA über den
Klee loben). Erneut liegt uns damit
ein Beispiel für die selektive Lobprei-
sung der USA und die ebenso selekti-
ve Verteufelung Kubas durch die
nordamerikanischen Medien vor.

reich 188 Millionen Dollar in Aus-
sicht gestellt, Deutschland 53,17
Mio., Japan 75 Mio. und Kanada 375
Mio, während der Beitrag Italiens und
Grossbritanniens, obwohl nicht aus-
drücklich erwähnt, vermutlich unter
den 203 Millionen US-Dollar zu fin-
den sind, die im Namen der übrigen
EU-Staaten zur Verfügung gestellt
wurden.

In absoluten Zahlen macht der mo-
netäre Wert von Kubas Beitrag fast
4-mal so viel aus wie jener Frank-
reichs, 12-mal wie jener Deutschlands
und ist immer noch doppelt so hoch
wie jener Kanadas. In der Tat ist die
kubanische Hilfeleistung umfangrei-
cher als jene aller G7-Staaten zusam-
men, die USA ausgenommen, und
fällt um 35% höher aus als der Beitrag
der Weltbank. Alles in allem hat Haiti
Zusagen von 59 Staaten, regionalen

Die Rolle der USA
wird überhöht
Tatsächlich zeigt eine Analyse des In-
halts der Artikel, dass insbesondere
die Hilfe der USA an Haiti hervorge-
hoben wird. Diese wird gleichbedeu-
tend oder grösser dargestellt als jene
der UNO. In einem Artikel heisst es:
«Die wichtigsten Zusagen kamen aus
den USA und der EU.» Auch wenn
man die absoluten Zahlen zu diesem
Vergleich heranzieht, ist er falsch: Al-
lein die Zusage aus Venezuela betrug
2.4 Milliarden Dollar.

Ein weiteres gemeinsames Thema
in der Berichterstattung war das Feh-
len von Hilfe aus anderen Ländern.
Wird einerseits die Hilfe der USA
überhöht, werden andere Länder ver-
unglimpft. In einem Artikel heisst es
beispielsweise: «Die USA verspra-
chen 1.15 Billionen Dollar, zusätzlich

John Kirk ist Professor für Lateiname-
rikanische Studien an der Dalhousie Uni-
versität, Kanada. Co-Autoren: Norman
Givan und Emily Kirk. (Cuba-L-Direct,
Übersetzung Martin Schwander. Text mit
Quellenhinweisen: www.counterpunch.
org/kirk04162010.html)
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„Legitimierte Vertreibung?“

Besuchen Sie uns im Internet:
www.friedensbewegung.ch

Die Interessen hinter den Zäunen

Eine Wolke über Jerusalem
Die Siedlungen wachsen die ganze Zeit über schnell. Überall auf der Westbank
und in Ost-Jerusalem schiessen Siedlungen wie giftige Pilze aus dem Boden und
vergiften die Chancen des Friedens. Hier gab es nie Unterschiede zwischen
Golda Meier und Menachem Begin, Ehud Barak und Ariel Sharon, Shimon
Peres und Binyamin Netanyahu, meint unser israelischer Freund Uri Avnery.

Von Uri Avnery

Jeder hat das Recht, seine Meinung zu
ändern. Sogar Danny Tirze.

Oberst Tirze ist verantwortlich für
den Bauplan der Mauer, die Jerusalem
«umschlingt» – die Mauer, die die
Stadt von der Westbank abschneidet,
damit es die «Hauptstadt Israels für
alle Ewigkeiten» wird.

Und jetzt auf einmal taucht Tirze als
Hauptgegner der Mauer auf, die er
selbst geplant hat. Er möchte sie ver-
ändern, um das Land von Al-Walaha
auf «israelischer» Seite zu lassen.

Der Oberst hat aufgehört, im Na-
men der Armee zu handeln und han-
delt nun im Namen privater Unterneh-
mer, die dort 14 000 Wohneinheiten
für 45 000 Juden bauen wollen. All
dies natürlich zum Wohl des Zionis-
mus, des jüdischen Volkes, für Israels
ewige Hauptstadt und für zig Millio-
nen Schekel.

Es geht um Geld –
eine Menge Geld
Oberst Tirze ist nicht irgendjemand.
Er ist ein Symbol.

Seit Jahren treffe ich ihn in den
Räumen des Obersten Gerichts. Er ge-
hört fast zum Inventar: der Starzeuge,
der Experte und der bewegende Geist
bei vielen Sitzungen, in denen es um
die Trennungs- und Annexionsmauer
geht.

Er kennt alles. Jeden Kilometer der
Mauer und des Zaunes. Jeden Hügel,
jeden Stein. Er trägt immer ein dickes
Bündel von Karten mit sich, die er vor
den Richtern ausbreitet, während er
ernsthaft erklärt, warum die Mauer
hier und nicht dort entlang laufen
muss, warum die Sicherheit des Staa-
tes verlangt, dass die palästinensi-
schen Dörfer von ihrem Land getrennt
werden müssen, dass ein Olivenhain,
den man in den Händen seines Besit-
zers lässt, eine tödliche Gefahr für die
israelischen Soldaten bedeutet.

Gewöhnlich werden die Richter
überzeugt. Schliesslich ist er der Ex-
perte. Er ist der Mann, der alles kennt.
Wie könnten sie die Verantwortung
übernehmen, die Route der Mauer zu
verändern, wenn dadurch Juden getö-
tet werden könnten?

Es gibt Ausnahmen. Beim Dorf
Bilin wurde das Gericht überzeugt,
dass der Zaun ein paar hundert Meter
verschoben werden kann, ohne dass
die Sicherheit des Staates zusammen-
brechen und die Landschaft von jüdi-
schen Leichen übersät sein würde.

Deshalb akzeptierte der Oberste
Gerichtshof das Plädoyer der Dorf-
bewohner und entschied, den Zaun zu
verschieben und — nichts geschah.
Der Zaun blieb, wo er war. Die Regie-
rung und das Militär ignorierten die
Gerichtsanordnung.

Vergeblich ermahnte sie die Ge-
richtspräsidentin, dass ihre Entschei-
dungen «keine Empfehlungen seien».
Wie Dutzende andere Gerichtsent-
scheidungen, die die Siedler betref-
fen, verstauben sie.

Der Fall Bilin ist besonders auffäl-
lig, und nicht nur wegen der Demons-

tranten – Palästinenser, Israelis und
andere – die dort getötet und verletzt
wurden. Es ist auffällig, weil man das
Motiv, das sich hinter dem Zaun zu
verbergen versucht, leicht erkennt.

Nicht Zionismus. Nicht Sicherheit
oder Verteidigung gegen Terroristen.
Nicht die Träume von Generationen.
Nicht die Vision Theodor Herzls, des-
sen 150. Geburtstag jetzt gefeiert
wird.

Es ist nur Geld, eine Menge Geld.
Das Gebiet, dass zwischen dem jet-

zigen Zaun und der alternativen Route
liegt, ist bestimmt für die orthodoxe
Siedlung Modiin-Illit. Riesige Unter-
nehmen sollen dort viele Hunderte
von «Wohneinheiten» bauen, ein Ge-
schäft das viele Millionen wert ist.

Überall werden die den Palästinen-
sern gestohlenen Ländereien sofort zu
Immobilien. Sie gelangen durch mys-
teriöse Kanäle in die Rachen von
Grundstückshaien. Diese Haie bauen
dort riesige Hausprojekte und verkau-

fen die «Wohneinheiten» für ein Ver-
mögen.

Wie geschieht das? Die Öffentlich-
keit erhält gerade eine Lektion in
Form der Holyland-Affäre – eine Lek-
tion in Fortsetzungen. Jeden Tag tau-
chen neue Details und neue Verdächti-
ge auf.

Anstelle eines alten und bescheide-
nen Hotels mit diesem Namen schi-
esst ein gigantisches Hausprojekt aus
dem Boden – eine Reihe Hochhäuser
und ein Wolkenkratzer. Das hässliche
Monster beherrscht die Landschaft –

aber der Teil des Projektes, der von
Ferne gesehen werden kann, ist nur
ein Teil des ganzen. Die anderen Teile
des Projektes haben schon den Segen
aller relevanten Gemeinde- und Re-
gierungsbehörden erhalten.

Wie? Die gerichtlichen Untersu-
chungen gehen weiter. Fast jeden Tag
werden Verdächtige verhaftet. Fast je-
der, der etwas mit der Genehmigung
des Projektes zu tun hat, bis zu den
höchsten Rängen ist verdächtigt – Mi-
nister, ranghohe Regierungsvertreter,
der frühere Bürgermeister, Mitglieder
des Stadtrates, Gemeindevertreter. Im
Augenblick laufen die Ermittler dem
Bestechungsgeld in aller Welt hinter-
her.

Holyland liegt in West-Jerusalem,
das vor 1948 ein arabischer Stadtteil
war.

Grundstückhaie lauern
Die Frage stellt sich von selbst: wenn
sich Dinge in dieser Weise im Westen
der Stadt ereignen, was geschieht
dann erst im Osten? Wenn diese Poli-
tiker und Offiziellen zu stehlen wagen
und Bestechungsgelder in West-
Jerusalem nehmen, was erlauben sie
sich dann in Ost-Jerusalem, deren Be-
wohner keine Vertretung haben, we-
der im Stadtrat noch in der Regie-
rung?

Nur ein paar Minuten Autofahrt lie-
gen zwischen Holyland und dem Dorf
von Walaha.

Man könnte Bände über dieses klei-
ne Dorf schreiben, das seit mehr als
60 Jahren als Missbrauchobjekt ge-
dient hat.

Kurz: das ursprüngliche Dorf wur-
de im 1948er-Krieg besetzt und von
Israel annektiert. Die Bewohner wur-
den vertrieben und gründeten ein

neues Dorf auf einem Teil ihres Lan-
des, das auf der anderen Seite der
Grünen Grenze blieb. Das neue Dorf
wurde im 1967er Krieg besetzt und
Jerusalem angeschlossen, das wie-
derum Israel angeschlossen wurde.
Nach israelischem Gesetz waren die
Häuser illegal. Die Bewohner leben in
ihren eigenen Häusern, auf ihrem ei-
genen Land – werden aber offiziell als
illegale Bewohner angesehen, die
jederzeit vertrieben werden können.

Jetzt schielen die Grundstückshaie
auf dieses Stück Land, das einen ho-
hen Geldwert hat. Sie folgen der be-
währten zionistischen Routine.
Zunächst wurde der arabische Name
des Ortes in einen rein hebräischen
verwandelt, am liebsten in einen bibli-

schen. So wie der nahe Djebel-Abu-
Ghneim zu Har Homa wurde, bevor
der Schandfleck des Monsterhaus-
projektes dort errichtet wurde, so
wird Al-Walaha jetzt zu Givat Yael.
Ein Ort mit dem Namen Yael-Hügel
muss natürlich dem jüdischen Volk
gehören, und es ist eine heilige
Pflicht, dort eine neue Siedlung zu
bauen.

Und wenn dies nun eine Änderung
des Mauerverlaufs nötig macht? Dann
kann man immer einen ausrangierten
Armeeoffizier finden, der dies aus
Sicherheitsgründen rechtfertigt.

Vergiftete Friedenschancen
Seit Jahren habe ich vorgeschlagen,
diese Seite des Siedlungsunterneh-
mens unter die Lupe zu nehmen.

In der öffentlichen Debatte ging es
immer um hohe Ideale. Das göttliche
Versprechen gegenüber der menschli-
chen Vision. Grossisrael gegenüber
der Zwei-Staatenlösung. Zionistische
Werte gegenüber den Werten des Frie-
dens. Faschismus gegenüber Huma-
nismus.

Und inzwischen stecken Boden-
spekulanten Milliarden ein.

Die Siedlungen wachsen die ganze
Zeit über schnell. Überall auf der
Westbank und in Ost-Jerusalem schi-
essen Siedlungen wie giftige Pilze aus
dem Boden und vergiften die Chancen
des Friedens. In dieser Angelegenheit
gab es nie Unterschiede zwischen
Golda Meier und Menachem Begin,
Ehud Barak und Ariel Sharon, Shi-
mon Peres und Binyamin Netanyahu.

Unter den Siedlern gibt es einen
harten Kern ideologischer Zeloten.
Aber viele der Bauherren sind nur raf-
finierte Geschäftsleute, deren einzi-
ger Gott der Mammon ist. Sie schlies-

sen schnell Freundschaften mit
Likud- und Laborführern, und natür-
lich auch mit der Kadima-Mann-
schaft.

Die massiven Siedlungen in Ost-
Jerusalem – die schon existierenden
und die geplanten – schreiten auf der-
selben Linie voran wie das Monster
auf dem Holyland-Hügel, und sie be-
nötigen dieselben Genehmigungen
von denselben Gemeinde- und Re-
gierungsbehörden. Jerusalem ist
schliesslich vereinigt worden. Des-
halb schwebt dieselbe dunkle Wolke
über ihnen.

Was notwendig wäre, ist eine juris-
tische Untersuchungskommission,
um alle Genehmigungen zu prüfen,
die in Jerusalem während der letzten
Jahre vergeben wurden, sicher von
Beginn der Amtszeit Ehud Olmerts
als Bürgermeister. Olmert kämpfte
wie ein Tiger für die Errichtung von
Har Homa und die anderen Siedlun-
gen in Ost-Jerusalem. Alles dem Zio-
nismus zuliebe und der jüdischen
Herrschaft über die Heilige Stadt.
Jetzt ist er der Verdächtige Nr.1.

Alles muss untersucht werden von
Anfang an. Und jedes neue Projekt
muss gestoppt werden, bis seine Kor-
rektheit ohne jeden Zweifel herge-
stellt ist.

Auf Kosten der Zukunft
Diese Dinge sind an sich schon gra-
vierend genug, und sie werden noch
gravierender, wenn sie im Zentrum
des israelisch-palästinensischen Kon-
fliktes und der Israel-USA-Krise lie-
gen.

Um der israelischen Hausprojekte
willen gefährdet die Netanyahu-Re-
gierung unsere Rettungsleine zu den
USA. Der extrem-rechte Bürgermeis-
ter erklärt, dass ihm die Regierungs-
order piepegal sei, er würde überall
weiterbauen, ob Netanyahu dies mag
oder nicht. Die Palästinenser weigern
sich natürlich, mit der israelischen
Regierung zu verhandeln, während
die Bauaktivitäten in Ost-Jerusalem
weitergehen.

Werden wir die Zukunft Israels für
Generationen gefährden, nur damit
Landhaie Milliarden einnehmen kön-
nen? Sind unter den «Patrioten», die
in Ost-Jerusalem bauen, gewählte und
ernannte Offizielle, die sich von den
Bauherren hohe Bestechungsgelder
erhoffen?

Gibt es da eine direkte Verbindung
zwischen der wildwuchernden Kor-
ruption, von der die Holyland-Affäre
nur die Spitze des Eisberges ist, und
historischen nationalen Entscheidun-
gen?

Kurz gesagt: wird die Zukunft des
heiligen Landes auf dem unheiligen
Altar korrupter Profite geopfert?

(Aus dem Englischen: Ellen Rohlfs,
vom Verfasser autorisiert und von der
UW mit Zwischentiteln versehen)

«So wie der nahe Djebel-Abu-Ghneim zu Har Homa wurde, bevor der Schandfleck des Monsterhausprojektes dort errichtet wurde, so
wird Al-Walaha jetzt zu Givat Yael.» Die Siedlung Har Homa in der Nähe von Bethlehem (Foto Archiv).

Redaktionsschluss
dieser Nummer:

5. Mai 2010
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59. Jahrestagung der SFB

Sonntag, 30. Mai 2009

Restaurant Rheinfelderhof Basel – Saal 1. Stock
Hammerstr. 61 (Haltestelle Clarastrasse)
vom Bahnhof mit Tram Nr. 2 an Messeplatz,
dann 1 Station Richtung Claraplatz mit Nr. 6, oder 5 Minuten zu Fuss

Beginn 10.30Uhr

Traktanden:

Jahresberichte Sekretariat
Redaktion
Kassier / Revisoren

Programm 2010/11 Unsere Welt
UNO-Weltfriedenstag am 21. September
Ostermarsch 2011, wie weiter?
Veranstaltungen / Aktionen
Anregungen / allg. Diskussion

Zwischen ca. 12.30 Uhr und 14.00 Uhr: Pause, Mittagessen im Restau-
rant möglich

60 Jahre Singgruppe Basel

Jubiläum und Abschied Drei Fragen an Minka
Was waren Deine Beweggründe, Diri-
gentin der Singgruppe zu werden?

Die Liebe zur Musik hat mich
schon in meiner Kindheit zum Mitsin-
gen in Chören geführt. In der Sing-
gruppe Basel habe ich den Chor ge-
funden mit dessen Lieder ich mich
identifizieren konnte. In der Aufgabe
die Leitung der Singgruppe zu über-
nehmen, sah ich eine Möglichkeit
mich in der Schweiz aktiv politisch
und kulturell zu betätigen.

Wenn du an Deine jahrelange Tätig-
keit zurückdenkst, an was erinnerst
Du dich besonders, was waren Eure
grössten Erfolge?

Die wichtigsten Auftritte für mich
waren 1989 während einer Reise in
die Tschechoslowakei mit der Delega-
tion der Schweizerischen Friedensbe-
wegung, wo auch das Publikum mit
uns mitsang und 1995 beim internati-
onalen Sängerfest der SAS in Bern.
Unvergesslich war auch der Gedenk-
abend für Hanns Eisler und Paul
Robeson 1998 in Basel.

Dein Lieblingslied?
Mein Lieblingslied ist «Krieg ist

kein Gesetz der Natur und der Friede
ist kein Geschenk» von Hanns Eisler
nach dem Text von Ernst Fischer aus
dem Jahre 1949. Um dieses Lied zu
erlernen mussten wir in der Sing-
gruppe viele Stunden investieren und
wurden dann aber durch die gelunge-
ne Aufführung am Hanns Eisler
Gedenkabend reich belohnt.

Mit einem bunten Programm aus politischen Liedern, Kabarett und Liedern
rund um den Globus feiert die Singgruppe Basel am 19. Juni 2010 ab 17.00 Uhr
im Restaurant «Zum alten Warteck» ihr 60-jähriges Jubiläum.

Von Minka Hofer

Gegründet wurde die Singgruppe Ba-
sel im Dezember 1950 als gemischter
Chor «Unser Lied». Es wurde damals
den Mitgliedern des Baslertheaters,
Robert Trösch und seinen Freunden,
verboten an Veranstaltungen der Par-
tei der Arbeit zu singen und darum
wurde eine eigene Gruppe geschaf-
fen. In den ersten Jahren wurden vor
allem Arbeiter- und Friedenslieder
einstudiert und damit begleitete die
Singgruppe 60 Jahre lang die Anlässe
der ihr nahe stehenden Organisatio-
nen. Voller Freude und Enthusiasmus
sangen die Sängerinnen und Sänger
an Veranstaltungen und Feiern der
Schweizerischen Friedensbewegung,
der Partei der Arbeit, der Basler
Frauenvereinigung für Frieden und
Fortschritt, der AVIVO, der Freiden-
ker und der Naturfreunde. Wie heisst
es doch im Lied, das der böhmische

Dichter Louis Fürnberg den Basler
Sängerinnen und Sängern gewidmet
hatte: «Wir wollen die Freude ver-
mehren, die Freude der Arbeiterwelt.»

Unvergesslich bleiben die Reisen
der Singgruppe nach Lyon, nach
Strassburg, an das «Fête de l'Huma-
nité» in Paris, die Auftritte an den
Arbeiterfestspielen 1961 in Magde-
burg und Umgebung, sowie in Eisen-
ach, in der Tschechoslowakei, Finn-
land und Dänemark. Eine Gruppe war
auch in Moskau, wo sie im Bolschoi-
Theater zusammen mit der Sing-
gruppe Zürich schweizerische Volks-
lieder gesungen hat. Und am Un-
spunnenfest in Interlaken.

Seit 1978 Mitglied des Schweizeri-
schen Arbeiter-Sängerverbandes
(SAS) nahm die Singgruppe teil an
den Schweizerischen und regionalen
Gesangsfesten in Olten, Zürich,
Luzern, Laufenburg, Pratteln und
Bern, wo sie mit befreundeten Chören

1961 an den Arbeiterfestspielen im Bezirk Magdeburg der DDR: Eingeladen vom Freien Deutschen Gewerkschaftsbund FDGB singen
die Basler Friedenssängerinnen und -sänger der Singgruppe «Unser Lied» schweizerische Volkslieder. Foto  Fotostudio Mahlke.

Die Singgruppe Basel im Dezember 2007 am Weihnachtsfest der Basler AVIVO mit Chorleiterin Minka Hofer (hinten rechts). Der Chor
trat in seinem sechzigjährigen Bestehen unter anderem an Veranstaltungen der PdA, der Freidenker, der Naturfreunde, der Schweize-
rischen Friedensbewegung, der Frauenvereinigung für Frieden und Fortschritt und verschiedener Gewerkschaften auf. Die Singgruppe
präsentierte sich auch im Ausland, so beispielsweise am «Fête de l'Humanité in Paris, als der Chor trotz Stromausfalls ohne Licht und
Lautsprecher eisern weitersang und riesigen Applaus erntete» (aus «Unsere Welt», November 2000). Foto zvg.

der Arbeiterbewegung aus der ganzen
Schweiz Austausch pflegte.

Gute Kameradschaft und Hilfsbe-
reitschaft untereinander prägten die
Jahre des Zusammenseins.

Leider lassen die Kräfte der Chor-
mitglieder altershalber immer mehr
nach. Auch hat die Gruppe in den letz-
ten Jahren viele Singkameraden durch
den Tod verloren.

Mit dem letzten Fest am 19. Juni
möchten sich alle Sängerinnen und
Sänger von ihren Gönnern und Freun-
den nach 60 Jahren aktiven Wirkens
verabschieden.

Die Singgruppe Basel freut sich auf
alle, die an diesem Abend dabei sein
werden.

«Ist einer mal traurig, so lachen wir
hell

das Lachen von vielen klingt fröh-
lich wie ein Quell

hilft einer dem andern, wird schwe-
res so leicht

es hat Kameradschaft das Ziel stets
erreicht.»

Minka Hofer ist langjährige Dirigentin
der Singgruppe Basel.

Vor 21 Jahren in «Unsere Welt»

Singgruppe Basel
in Troznov
Vom 15. – 17. September 1989 nahm die Singgruppe Basel mit einigen andern
Friedensfreunden teil an einem 5-Länderfriedenstreffen in Troznov (CSSR) in
der Nähe der Stadt Cesc Budejievice (Budweis). Unser langjähriges Redak-
tionsmitglied Marta Martin, selbst Sängerin im Chor, berichtete darüber in der
UW vom November desselben Jahres.

Von Marta Martin

Eigentlich ist es ein traditionelles
Treffen der Friedenskräfte aus der
BRD, DDR, Österreich, Tschechoslo-
wakei und der Schweiz. Schon vor
fünf Jahren war die Singgruppe dabei,
und zwar in Znoimo bei Bratislava,
eingeladen vom tschechoslowaki-
schen Friedensrat.

Mit der Eisenbahn über Nürnberg,
Cheb, fuhren wir vorerst mal nach
Prag, wo wir noch Zeit hatten, den
Hratschin (Prager Burg) zu besuchen,
und einen schönen Bummel über die
Karlsbrücke zum Altstätterring und
dem Wenzelsplatz zu machen.

Trotz dem regnerischen Wetter war
es eine interessante Fahrt mit dem Car
nach Duby, einem Sportcamp, an ei-
nem idyllischen See gelegen, wo wir
unsere Unterkunft in kleinen romanti-
schen Häuschen beziehen konnten.

Am Samstag, das Wetter war ideal,
war grosser Friedensbazar in Boro-
vany, und auch erster Auftritt der

Jubiläumsfeier 60 Jahre
Singgruppe Basel

19. Juni 2010

Singgruppe mit einigen Friedens- und
Volksliedern. Später formte sich dann
ein langer bunter Friedensmarsch
Richtung Troznov. Nach etwa einer
Stunde Wanderung durch den schö-
nen Böhmerwald fand sich die grosse
Schar (zirka 15 000) in einer Wald-
lichtung zusammen. Unter dem Motto
«Für ein gemeinsames europäisches
Haus, für Abrüstung in Europa», wur-
den die Ansprachen gehalten.

Restaurant zum Alten Warteck
Saalöffnung: 16.00 Uhr

Beginn: 17.00 Uhr
Eintritt frei

Am Abend fand ein gemütliches
Zusammensein statt, mit rassiger
tschechischer Musik und lüpfigen
Tänzen, vorgetragen von Tanzgrup-
pen mit wunderschönen Trachten aus
der Gegend Südböhmens. Die Sing-
gruppe Basel hat auch hier mitgewirkt
mit ein paar Friedens- und Volkslie-
dern, eines mit Talerschwingen, und
zum Abschluss noch zwei tschechi-
sche Volkslieder, was einen totalen
Höhepunkt ergab. Ohne zu übertrei-
ben, möchte ich jedem Chor gönnen,
einmal so einen Erfolg zu haben. Si-
cher auch ein schönes Gefühl für un-
sere Chorleiterin Minka Hofer.
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Vor 30 Jahren ermordet: Monseñor Romero

Heiliger des Volkes
Die Ermordung des salvadorianischen Erzbischofs Oscar Romero am 24. März
1980 war die Initialzündung für einen 12 Jahre dauernden Bürgerkrieg in dem
mittelamerikanischen Land. Bis heute wird Romero von katholischen Gläubigen
verehrt. Der Vatikan tut sich derweil schwer mit dem unbequemen Geistlichen –
und verschleppt systematisch dessen Seligsprechungsprozess.

Romero dies Zuneigung und Vereh-
rung ein, im katholischen Klerus
selbst allerdings ebenso Anfeindun-
gen.

¡Romero presente!
Wer 30 Jahre nach Romeros Ermor-
dung durch El Salvador reist, dem be-
gegnet der berühmte Tote gleichsam
auf Schritt und Tritt. Romero ist
überall präsent, auf Postern, T-Shirts,
als Malerei auf Hauswänden. Längst
ist er für die Menschen in seinem Hei-
matland San Romero de America, der
Heilige Romero von Amerika. Und
über eine solche Ikonisierung hinaus
selbst drei Dekaden nach seinem Tod
Inspiration für andere, nicht nur in El
Salvador, auch in Europa. «Märtyrer
wie Oscar Romero rücken die Opfer
der herrschenden Gesellschaftsord-
nung in den Blick», sagt Norbert
Arntz. Der 66-jährige katholische
Priester im niederrheinischen Kleve
begreift Romero als persönliches Vor-
bild, hat in einer Gemeinde in Peru
gearbeitet. «Götzen wie der Markt,
die Macht und das Kapital rechtferti-
gen Menschenopfer und suchen sie
unsichtbar zu machen. Die Märtyrer
dagegen decken durch ihr Leben und
Sterben die gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen und religiösen Mechanis-
men auf, die auch heute noch Men-
schenopfer verlangen oder rechtferti-
gen.» Seinen eigenen Glauben setzt
Norbert Arntz seit vielen Jahren in
konkretes Engagement um, etwa im
Vorstand der Christlichen Initiative
Romero, einer in Münster ansässigen
entwicklungspolitischen Organisati-
on, die sich in ihrer Arbeit in Ländern
Mittelamerikas auf Oscar Romero be-
zieht.

Der Vatikan verschleppt
Arntz weiss, dass seine eigene Kirche
sich mit Romero zuweilen schwer tut.
Immer noch, immer wieder. Im Vati-
kan dümpelt seit Jahren der Seligspre-
chungsprozess für den selbst im Tod
noch unbequemen Kirchenmann
dahin. Immer wieder werden neue
Untersuchungen anberaumt. Sieben
Jahre dauerte es, zu überprüfen, ob
Romeros Predigten mit der katholi-
schen Glaubenslehre übereinstim-
men. Das Resultat fiel für Romero
zwar positiv aus, ein wesentliches
Kriterium für die Seligsprechung war
somit erfüllt. Doch dann liess man die
Texte darauf hin gegenlesen, ob sie
auch mit der kirchlichen Soziallehre
konform gehen. Der Vatikan ver-
schleppt. «Man darf gespannt sein,
welcher Romero schliesslich seligge-
sprochen wird», kommentiert Norbert
Arntz das Verfahren. «Man hat ihn ja
nicht umgebracht, weil er fromm ge-
betet, theologisch korrekt gepredigt
und sich den Armen fürsorglich zuge-
wendet hat, sondern weil er der Pro-
phet einer realistischen Kirche war.
Einer Kirche, die sich nicht mehr als
Machtinstrument missbrauchen lässt,
nicht mehr als Schachfigur im Spiel
der Mächtigen fungiert, sondern
Fleisch und Blut annimmt im Interes-
se der Armen.»

Aufklärung naht
In El Salvador, so scheint es, entwi-
ckeln sich derweil die Dinge zu-
mindest im juristischen Fall Romero,
dem Caso 11.481, hoffnungsvoller.

«Nach dem Amtsantritt Mauricio
Funes’ und seiner FMLN-Regierung
im Juni 2009 ist Bewegung in den Fall
gekommen», erläutert Ulf Baumgärt-
ner, Mitarbeiter der in San Salvador
ansässigen Nichtregierungsorgani-
sation Pro Búsqueda. Tatsächlich hat
sich die von der ehemaligen linken
Guerilla gestellte salvadorianische
Regierung die restlose Aufklärung der
Mordsache Romero zur Aufgabe ge-
macht, nachdem bisherige Anläufe
gescheitert waren. Baumgärtner ver-
weist auf im September 2000 abschlä-
gig beschiedene Verfassungsklagen
gegen ein Amnestiegesetz, welches
seinerzeit dazu führte, dass der Fall
Romero abgeschlossen und zu den
Akten genommen wurde. «Die zu-
ständige Kammer des Obersten Ge-
richtshofes überliess es den Richtern,
Einzelfälle weiter zu verfolgen. Seit
damals gibt es grundsätzlich zwei
Möglichkeiten: Die Staatsanwalt-
schaft kann eine Untersuchung einlei-
ten oder das Gericht von damals den
Fall wieder eröffnen.»

Eine nach dem Bürgerkrieg einge-
setzte Wahrheitskommission für El
Salvador konnte nicht nur den 1992
verstorbenen Ex-Major Roberto
D’Aubuisson – Initiator von Todes-
schwadronen und Gründer der rechts-
extremen Arena-Partei – als Auftrag-
geber für den Romero-Mord identifi-
zieren, sondern ebenso namentlich
weitere in Planung und Durchführung
der Tat Verstrickte. Als Todesschütze
gilt ein in D’Aubuissons Diensten ste-
hender Killer namens Héctor Re-
gelado. Viele in El Salvador hoffen
nun darauf, dass der neue politische
Wind im Land letztlich auch die Justiz
in Bewegung setzen wird. Denn an
dieser haftet noch immer der Makel,
bislang keinen der mutmasslichen Tä-
ter zur Rechenschaft gezogen zu ha-
ben.

Der Abendgottesdienst in der Ka-
pelle des Hospitals La Divina Pro-
videncia ist zu Ende. Die Gläubigen
treten heraus in die milde Abendluft,
einzeln, in kleinen Gruppen. An der
Tür passieren sie ein Schwarzweiss-
foto Oscar Romeros, welches an der
Aussenseite der Krankenhauskapelle
hinter Glas angebracht ist. Der Heili-
ge des Volkes blickt ihnen hinterher.
«Wenn sie mich töten, werde ich auf-
erstehen im Volk von El Salvador»,
hat Romero, dem viele Male mit dem
Tod gedroht wurde, einst prophezeit.
Er hat Recht behalten.

Quelle: Lateinamerika-Nachrich-
ten. Untertitel UW. Weitere Infos im
Internet: www.ci-romero.de

Oscar Romero (Bildmitte) sah die Kirche an der Seite der Armen – sehr zum Verdruss
von Teile des katholischen Klerus. Foto: Archiv Christliche Initiative Romero

Von André Hagel

Die kleine Abzweigung von der Calle
Toluca führt unvermittelt in eine
Sackgasse. Und mitten in die Ruhe hi-
nein. Der Abend neigt sich über San
Salvador. Noch hat die Hauptstadt El
Salvadors, in deren Ballungsraum et-
was über zwei Millionen Menschen
leben, ihren Motor nicht herunterge-
fahren. Noch pulsiert sie. Blechka-
rawanen ziehen ihre Spuren über die
Hauptrouten der Kapitale. Mit dem
Einbiegen in die Stichstrasse, die in
einem Wenderund mit Autostell-
plätzen ausläuft, lässt man all das
unversehens hinter sich.

Das Gelände des Hospitals La Di-
vina Providencia, eines Krebsspitals
der Karmeliterinnen, ist ein stiller
Ort. Das Areal mit seinem Ensemble
verschiedener, in ihrer Anlage über-
schaubarer Gebäude bietet keinen
Raum für einen mehr als dezenten
Geräuschpegel. Alles Laute wäre hier
deplatziert. Selbst der Gesang, der in
der Kapelle des Hospitals anhebt, wo
gerade ein Abendgottesdienst stattfin-
det, klingt zurückhaltend aus dem
freistehenden weissen Bau, trotz ge-
öffneter Haupttür.

So wie an diesem Abend mag es
auch am 24. März 1980 gewesen sein.
Einem Tag, der den Ort bis heute
prägt: Am Abend jenes Märztages vor
30 Jahren zerriss ein einzelner Schuss
die Ruhe des Areals. Während in der
Kapelle Monseñor Oscar Arnulfo
Romero, Erzbischof von San Salva-
dor, die Heilige Messe zelebrierte,
hielt vor dem in seiner streng geomet-
rischen Form modern wirkenden Ge-
bäude ein viertüriger Volkswagen.

Unmittelbar danach traf Romero, der
in diesem Moment am Altar eine Hos-
tie in die Höhe hielt, eine von einem
Scharfschützen abgefeuerte Hoch-
geschwindigkeitskugel, Kaliber 22,
ins Herz. Der Todesschütze und sein
Fahrer waren ebenso schnell wieder
verschwunden, wie sie auf der Bild-
fläche aufgetaucht waren.

Leidenschaftliche
Parteinahme
Rechtsgerichtete Kreise in El Salva-
dor gaben im März 1980 den Auftrag,
Oscar Romero aus dem Weg zu räu-
men. Teile der salvadorianischen Oli-
garchie duldeten die Tat. Ermordet
wurde der Vorsitzende der salvado-
rianischen Bischofskonferenz, weil er
Rechtlosigkeit, Unterdrückung und
Ausbeutung in seinen Predigten beim
Namen nannte. Weil seine leiden-
schaftliche Parteinahme für die Ar-
men mehr und mehr zum Stachel im
Fleisch der Mächtigen El Salvadors
wurde. Am Ende wollten sie ihn nicht
mehr länger hinnehmen, fassten den
Plan zum Attentat, sandten den Mör-
der.

Noch am Abend vor seinem gewalt-
samen Tod, der den Auslöser für einen
bis 1992 dauernden Bürgerkrieg mit
75 000 Toten in El Salvador bildete,
hatte Oscar Romero sich in einer Pre-
digt direkt an die Soldaten des Mili-
tärregimes gewandt. «Ihr tötet in den
Campesinos eure eigenen Brüder und
Schwestern!», hielt er ihnen Gräuel-
taten des Militärs an Kleinbauern vor.
Der Erzbischof appellierte an das Ge-
wissen der Soldaten: «Kein Soldat ist
gezwungen, einem Befehl zu folgen,
der dem göttlichen Gesetz wider-

spricht. Niemand muss ein unmorali-
sches Gesetz erfüllen. Es ist an der
Zeit, dass ihr eurem Gewissen folgt
und nicht sündigen Befehlen!» Deut-
licher konnte man den Charakter der
salvadorianischen Junta, die Massa-
ker und Menschenrechtsverletzungen
des Regimes nicht brandmarken. Mit
seinen Worten hatte Oscar Romero
klargestellt, dass die Legitimation des
Militärs und seiner Junta lediglich auf
blanker Gewalt und auf Terror grün-
dete. Sein Hinweis an die Soldaten,
dass niemand einer solchen Ordnung
und ihren Befehlen länger verpflichtet
sei, bedeutete nichts weniger als die
vollständige Verwerfung des Re-
gimes.

Persönliche Umkehr
Als Romero 1977 sein Amt als Erzbi-
schof San Salvadors antrat, war er
noch weit entfernt von einer solchen
radikalen Position. Der Kirchenmann
galt sowohl in theologischer als auch
in politischer Hinsicht als konservativ.
Er sympathisierte mit den Ideen des
Opus Dei, war für den Posten des Erz-
bischofs der Favorit von Rechten und
Oligarchen. Doch zunehmend schärf-
te sich sein Blick für die soziale Un-
gerechtigkeit in El Salvador, für die
Unterdrückung gesellschaftlicher Re-
formen, für politisch motivierte Mor-
de von Militär und Todesschwadro-
nen.

Ein Massaker an Demonstranten in
San Salvador sowie der Mord an ei-
nem Freund, dem Jesuiten und Befrei-
ungstheologen Rutilio Grande, lösten
1977 schliesslich eine persönliche
Umkehr aus: Aus Romero wurde ein
Geistlicher, der sich ebenfalls durch
die Befreiungstheologie inspirieren
liess und der die Kirche an der Seite
der Armen sah. Die Kritik an Reich-
tum und sakrosankt gehaltenem Pri-
vateigentum als dem «grossen Übel»
El Salvadors hielt ebenso Einzug in
seine Predigten wie die Brandmar-
kung von Folter, Verschwindenlassen,
Mord und anderen Menschenrechts-
verletzungen. «Eine Kirche, die sich
nicht die Sache der Armen zu eigen
macht, um von den Armen aus das
Unrecht anzuklagen, das man an ih-
nen begeht, ist nicht die wahre Kirche
Jesu Christi», spitzte Romero in einer
Predigt vom 17. Februar 1980 seine
Position zu. Beim katholischen Kir-
chenvolk El Salvadors und anderer la-
teinamerikanischer Länder brachte


